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A. BEKANNTMACHUNGEN DES LANDKREISES 
 
Tierseuchenbehördliche Allgemeinverfügung Nr. 1/2016 GF – Anordnung zur Aufstallung 
zum Schutz gegen die Geflügelpest (Aviäre Influenza) 
 
Diese Verordnung wurde am 18.11.2016 in der Aller-Zeitung, im Isenhagener Kreisblatt und in der 
Braunschweiger Zeitung – Gifhorner Rundschau veröffentlicht. 
 
Satzung über die Erhebung von Kostenersatz für die Durchführung der 
Brandverhütungsschau und sonstiger Leistungen des vorbeugenden Brandschutzes im 
Landkreis Gifhorn 
 
Aufgrund der §§ 10 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG), 
des § 4 des Niedersächsischen Kommunalen Abgabengesetzes (NKAG) und des § 29 Abs. 2 Nr. 5 
des Niedersächsischen Brandschutzgesetzes (NBrandschG) in den jeweils geltenden Fassungen 
hat der Kreistag des Landkreises Gifhorn in seiner Sitzung am 18.10.2016 folgende Satzung 
beschlossen: 
 

§ 1  
Allgemeines 

 
Für die Erledigung der Tätigkeit der Brandschutzprüfer als entgeltliche Pflichtaufgabe 
(siehe § 3, Punkt 1-2 dieser Satzung) und für freiwillig auf Antrag erbrachte Leistungen (siehe 
§ 3 Punkt 3 bis 7 dieser Satzung) wird Kostenersatz nach Maßgabe dieser Satzung erhoben. 
 

§ 2  
Begriffe 

 
Gemäß § 27 des Niedersächsischen Brandschutzgesetzes wird eine Brandverhütungsschau wie 
folgt definiert. 

(1) Geht von einer baulichen Anlage oder einer Anlage nach § 3 Abs. 5 BImSchG eine erhöhte 
Brandgefahr aus oder würde davon im Fall eines Brandes, einer Explosion oder eines anderen 
Schadensereignisses eine besondere Umweltgefährdung oder eine Gefahr für das Leben oder die 
Gesundheit einer größeren Anzahl von Menschen oder für erhebliche Sachwerte ausgehen, so ist 
diese Anlage in regelmäßigen Zeitabständen auf ihre Brandsicherheit zu prüfen 
(Brandverhütungsschau). Es ist insbesondere zu prüfen, ob Mängel vorliegen, die zu einer 
Brandgefahr führen können und ob Mängel vorliegen, die die Rettung von Menschen gefährden 
oder wirksame Löscharbeiten behindern können (§ 27 NBrandSchG).  
 

§ 3  
Kostenpflicht 

 
Die Erfüllung folgender Aufgaben ist kostenpflichtig: 
 

1. Durchführung einer Brandverhütungsschau, 
2. Durchführung von erforderlichen Nachschauen, 
3. Brandschutztechnische Überprüfungen auf Antrag für Objekte, die nicht der 

Brandverhütungsschau unterliegen, 
4. Gutachterliche Stellungnahmen/Beratung auf dem Gebiet des vorbeugenden 

Brandschutzes außerhalb des Baugenehmigungsverfahrens auf Antrag, 
5. Durchführung von Maßnahmen auf Antrag infolge der Brandverhütungsschauen (u. a. 

Unterweisungen, Schulungen). 
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6. Aufschaltungen von Brandmeldeanlagen und Beratungen im Zusammenhang mit 
Brandmeldeanlagen, die den im Konzessionsvertrag festgelegten Aufwand überschreiten. 

 
§ 4  

Kostenschuldner 
 
Für die Brandverhütungsschau ist gebühren- oder kostenerstattungspflichtig, wer baurechtlich 
verantwortliche Person (§ 56 der Niedersächsischen Bauordnung) oder Betreiber der Anlage nach 
§ 3 Abs. 5 BImSchG ist (§ 29 Abs. 4 Satz 3).  

 
§ 5  

Kostenhöhe 
 
(1) Die Kosten werden nach der Dauer der Amtshandlung (Zeitaufwand einschließlich Vor- und 
Nachbereitungszeiten) und nach Anzahl des eingesetzten Personals bemessen. 
 
(2) Die Kosten nach Zeitaufwand bemessen sich nach dem Verwaltungsaufwand (Personal- und 
Sachkostenanteil). Maßgeblich sind dabei die jeweils aktuellen Pauschalsätze des 
Niedersächsischen Finanzministeriums für die Gebührenbemessung im staatlichen Bereich. 
 
(3) Fahrtkosten werden entsprechend den jeweils aktuellen Bestimmungen des 
Bundesreisekostengesetzes (einschließlich Auslagen) erhoben. 

 
§ 6  

Entstehung und Fälligkeit 
 
Die Kostenpflicht entsteht mit Abschluss der Amtshandlung. Der Kostenersatzanspruch wird durch 
schriftlichen Bescheid festgesetzt. Die Kostenschuld ist einen Monat nach der Bekanntgabe des 
Bescheids zur Zahlung fällig. Der Kostenersatzanspruch wird im Verwaltungszwangsverfahren 
nach dem Niedersächsischen Verwaltungs- und Vollstreckungsgesetz vollstreckt. 
 

§ 7  
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt am 01.11.2016 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die bisherige Satzung über die Erhebung von Kostenersatz für die 
Durchführung der Brandverhütungsschau und sonstiger Leistungen des vorbeugenden 
Brandschutzes im Landkreis Gifhorn vom 16.12.2005 in der zuletzt geänderten Fassung außer 
Kraft. 
 
Gifhorn, den 18.10.2016 
Landkreis Gifhorn 
 
Dr. Andreas Ebel 
Landrat 
 
Ersatzneubau eines Radweges im Zuge der K 113 und Entwidmung der K 58 aufgrund des 
geplanten Neubaus der B 4 
hier: Bekanntmachung gemäß § 3a des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) im Amtsblatt des Landkreises Gifhorn 
 
Die Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, Geschäftsbereich 
Wolfenbüttel, beabsichtigt, aufgrund des geplanten Neubaus der B 4 einen straßenbegleitenden 
Radweg im Zuge der K 113 herzustellen und die K 58 zu entwidmen. 
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Die Vorprüfung des Einzelfalls gemäß §§ 3c UVPG, 5 NUVPG unter Einbeziehung der 
entscheidungserheblichen Daten und Unterlagen hat ergeben, dass eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem UVPG nicht erforderlich ist, da von dem Vorhaben keine 
erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Gemäß § 3a UVPG wird dieses 
Ergebnis hiermit bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung gemäß § 3a Satz 3 UVPG nicht selbständig 
anfechtbar ist. 
 

Landkreis Gifhorn 
Gifhorn, den  04.11.2016 
Im Auftrage 
 
Peters 
 
 

Ergebnis der Vor-Ort-Besichtigung nach § 52 a Abs. 5 Bundes-
Immissionsschutzgesetz 

 
Datum der Vor-Ort- 

Besichtigung: 24.10.2016 

Betreiber Gerd Burmeister 

Betriebsstandort (Adresse) Wollerstorf Nr. 7 
29378 Wittingen 

Nr. gemäß der 4. BImSchV 7.1.7.1 

Bezeichnung gemäß der 4. BImSchV Mastschweinehaltung  

 
Fazit: 

 
Wurden schwerwiegende Mängel 
(schwerwiegender Verstoß gegen 
Genehmigungsauflagen) 
festgestellt, 
die eine zusätzliche Vor-Ort-Besichtigung 
innerhalb von sechs Monaten erfordern? Ja                x  Nein 

 
Wenn ja, welche: 

 
Nachprüfungstermin, Datum: 

 
Nächste reguläre Vor-Ort-Besichtigung, Datum: 07/2018 
 
Landkreis Gifhorn 
Im Auftrage 
Krink 
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B. BEKANNTMACHUNGEN DER STÄDTE, GEMEINDEN UND SAMTGEMEINDEN 
 
Bekanntmachung 
 
der Stadt Wittingen 
 
Der Rat der Stadt Wittingen hat mit Beschluss vom 29.09.2016 den Bebauungsplan „Hafen- und 
Industriegelände“, Neufassung der 1. Änderung, Ortschaft Glüsingen, als Satzung gemäß § 10 
BauGB beschlossen.  
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird der Bebauungsplan bekannt gemacht. 
 
Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergeben sich aus 
anliegender Gebietsabgrenzung.1 
 
Jedermann kann den Bebauungsplan und die Begründung während der Öffnungszeiten im 
Rathaus der Stadt Wittingen, Bahnhofstraße 35, 29378 Wittingen, einsehen und über den Inhalt 
Auskunft verlangen. 
 
Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften sowie Mängel der Abwägung sind unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von 
einem Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht 
worden ist. Dabei ist der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, 
darzulegen (§ 215 Abs. 1 BauGB). 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgemäße 
Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige 
Nutzung durch diesen Bebauungsplan und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen 
wird hingewiesen. 
 
Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 
 
Wittingen, den 14.11.2016 

(L. S.) 
In Vertretung 
Rothe 
Erster Stadtrat 
 
Bekanntmachung 

der Stadt Wittingen 

Der Rat der Stadt Wittingen hat mit Beschluss vom 29.09.2016 den Bebauungsplan „Vor dem 
Busche“ mit örtlicher Bauvorschrift (ÖBV), 1. Änderung, Ortschaft Ohrdorf, als Satzung gemäß 
§ 10 BauGB beschlossen.  

Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird der Bebauungsplan bekannt gemacht. 

                                                
1 abgedruckt auf Seite 503 dieses Amtsblattes 
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Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergeben sich aus 
anliegender Gebietsabgrenzung.2 

Jedermann kann den Bebauungsplan und die Begründung während der Öffnungszeiten im 
Rathaus der Stadt Wittingen, Bahnhofstraße 35, 29378 Wittingen, einsehen und über den Inhalt 
Auskunft verlangen. 

Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften sowie Mängel der Abwägung sind unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von 
einem Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht 
worden ist. Dabei ist der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, 
darzulegen (§ 215 Abs. 1 BauGB). 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgemäße 
Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige 
Nutzung durch diesen Bebauungsplan und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen 
wird hingewiesen. 

Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 

Wittingen, den 14.11.2016 
(L. S.) 

In Vertretung 
Rothe 
Erster Stadtrat 
 

Hauptsatzung 
 
Aufgrund des § 12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 
17. Dezember 2010 (Nds. Gesetz- und Verordnungsblatt S. 576) in der aktuellen Fassung hat der 
Rat der Gemeinde Sassenburg in seiner Sitzung am 3. November 2016 folgende Hauptsatzung 
beschlossen: 

§ 1 
Bezeichnung, Rechtsstellung 

 
(1) Die Gemeinde führt den Namen „Gemeinde Sassenburg“. 
 
(2) Sie hat die Rechtsstellung einer kreisangehörigen Gemeinde.  

 
§ 2 

Hoheitszeichen, Dienstsiegel 
 
(1) Das Wappen der Gemeinde Sassenburg zeigt geteilt von blau und grün oben eine goldene 

Burg mit silbernem Tor und Palisadenwand, unten ein silbernes Zahnrad durch ein goldenes 
Torfbesteck in Schrägkreuzung überdeckt und beidseitig hiervon zwei Ähren.  

 
(2) Die Farben der Gemeinde sind grün und blau.  
 
(3) Die Flagge der Gemeinde Sassenburg trägt in zwei gleichbreiten Längsstreifen von links nach 

rechts die Farben grün und blau und ist im Mittelfeld mit dem Wappen belegt.  
 
(4) Das Dienstsiegel enthält das Wappen und die Umschrift „Gemeinde Sassenburg“.  

                                                
2 abgedruckt auf Seite 504 dieses Amtsblattes 
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§ 3 

Wertgrenzen für Ratsaufgaben 
 
(1) Über Rechtsgeschäfte nach § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG beschließt der Rat, wenn der 

Vermögenswert 15.000 Euro übersteigt.  
 
(2) Über Verträge der Gemeinde nach § 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG mit Ratsmitgliedern, sonstigen 

Mitgliedern von Ausschüssen und von Ortsräten oder mit dem Bürgermeister beschließt der 
Rat, es sei denn, dass es sich um Verträge aufgrund einer förmlichen Ausschreibung oder um 
Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt, deren Vermögenswert 5.000 Euro nicht 
übersteigt.  

 
§ 4 

Verwaltungsausschuss 
 
(1) Der Verwaltungsausschuss besteht aus der Bürgermeisterin / dem Bürgermeister und sechs 

Beigeordneten. 
 
(2) Jede Ratsfrau und jeder Ratsherr ist berechtigt, an den Sitzungen des 

Verwaltungsausschusses als Zuhörerin bzw. Zuhörer teilzunehmen.  
 

§ 5 
Ortsräte 

 
(1) In den Ortschaften Dannenbüttel, Grußendorf, Neudorf-Platendorf, Stüde, Triangel und 

Westerbeck werden Ortsräte gewählt. 
 
(2) Die Ortsräte bestehen jeweils aus fünf Mitgliedern.  

 
(3) Den Ortsräten werden Haushaltsmittel in dem durch die Haushaltssatzung festgelegten 

Umfang als Budget zugewiesen. 
 

§ 6 
Vertreter des Bürgermeisters 

 
Die Bürgermeisterin / Der Bürgermeister wird in den Angelegenheiten des § 81 Abs. 2 Satz 1 
NKomVG durch zwei ehrenamtliche stellvertretende Bürgermeister vertreten. Diese Vertreter wählt 
der Rat aus den Beigeordneten; sie führen die Bezeichnung „Stellvertretender Bürgermeister“ oder 
„Stellvertretende Bürgermeisterin“.  

§ 7 
Einwohnerversammlung 

 
(1) Bei Bedarf unterrichtet die Bürgermeisterin / der Bürgermeister die Einwohnerinnen und 

Einwohner durch Einwohnerversammlungen für die ganze Gemeinde oder für Teile des 
Gemeindegebietes.  
 

(2) Auf Verlangen eines Ortsrates hat die Bürgermeisterin / der Bürgermeister für die Ortschaft 
eine Einwohnerversammlung durchzuführen.  
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(3) Zeit, Ort und Gegenstand von Einwohnerversammlungen sollen mindestens 7 Tage vor der 

Veranstaltung öffentlich bekannt gegeben werden. Es gilt die ortsübliche Bekanntmachung 
gemäß § 8 Abs. 3 dieser Satzung. Sind nur einzelne Ortschaften der Gemeinde berührt, erfolgt 
der nachrichtliche Aushang im Sinne von § 8 Abs. 4 auch nur in der betroffenen Ortschaft. 

 
§ 8 

Anregungen und Beschwerden 
 
(1) Gemäß § 34 NKomVG hat jede Person das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit 

anderen schriftlich mit Anregungen oder Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an 
den Rat zu wenden. Wird eine Anregung oder Beschwerde von mehr als fünf Personen 
eingereicht, so haben sie bis zu zwei  Personen zu benennen, die sie gegenüber der 
Gemeinde vertreten. Die Behandlung der Anregung oder Beschwerde kann zurückgestellt 
werden, solange diesen Anforderungen nicht entsprochen ist. 

 
(2) Die Bürgermeisterin / der Bürgermeister leitet an den Rat gerichtete Eingaben sowohl an 

diesen als auch an die sonst zuständige Stelle weiter. Der Rat kann die Erledigung dem 
Verwaltungsausschuss übertragen, sofern er nicht nach § 58 Abs. 1 NKomVG ausschließlich 
zuständig ist.  

 
(3) Nicht ausdrücklich an den Rat gerichtete Anregungen oder Beschwerden erledigt die 

zuständige Stelle. Die Bürgermeisterin / der Bürgermeister entscheidet über die Unterrichtung 
des Rates. 

 
(4) Anregungen und Beschwerden, die keine Angelegenheit der Gemeinde Sassenburg zum 

Gegenstand haben, sind nach Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss von der 
Bürgermeisterin / dem Bürgermeister den Antragstellern mit Begründung zurückzugeben. Das 
gilt auch für Eingaben, die weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z. B. 
Fragen, Erklärungen oder Absichten). 

 
(5) Anregungen und Beschwerden, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen oder gegen die guten 

Sitten verstoßen, sind nach Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss ohne Beratung 
zurückzuweisen. 

 
(6) Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn das Antragsbegehrende 

Gegenstand eines noch nicht abgeschlossenen Rechtsbehelfs- oder Rechtsmittelverfahrens 
oder eines laufenden Bürgerbegehrens oder Bürgerentscheides ist oder gegenüber bereits 
erledigten Anregungen oder Beschwerden kein neues Sachvorbringen enthält.  

 
(7) Die Bürgermeisterin / der Bürgermeister unterrichtet die Antragsteller über die Art der 

Erledigung der Anregung oder Beschwerde.  
 

§ 9 
Bekanntmachungen 

 
(1) Satzungen, Verordnungen und Genehmigungen von Flächennutzungsplänen werden im 

amtlichen Verkündungsblatt „Amtsblatt für den Landkreis Gifhorn“ veröffentlicht (öffentliche 
Bekanntmachung). 
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(2) Sind Pläne, Karten und Zeichnungen Bestandteil einer Satzung, Verordnung oder 

Genehmigung von Flächennutzungsplänen, so kann die Bekanntmachung dieser Teile 
dadurch ersetzt werden, dass sie im Rathaus der Gemeinde Sassenburg während der 
Dienststunden zur Einsicht ausgelegt werden (Ersatzbekanntmachung). Bei Veröffentlichung 
der Satzung, Verordnung oder Genehmigung von Flächennutzungsplänen wird auf die 
Ersatzbekanntmachung mit Ort, Zeitpunkt und Dauer hingewiesen.  

 
(3) Sonstige Bekanntmachungen werden im Bekanntmachungskasten des Rathauses der 

Gemeinde Sassenburg veröffentlicht (ortsübliche Bekanntmachung). Die Regelung über die 
Ersatzbekanntmachung gemäß Abs. 2 gilt entsprechend.  

 
(4) Zur Information (ohne Rechtsverpflichtung) aller Einwohnerinnen und Einwohner sollen 

Bekanntmachungen zu Pkt. 1 und 3 in den gemeindlichen Schaukästen ausgehängt und im 
Internet veröffentlicht werden. 
 

(5) Die Dauer des Aushanges beträgt eine Woche, soweit durch Gesetz nichts anderes 
bestimmt ist. 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
Diese Hauptsatzung tritt am 01.12.2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 
28.02.2012 außer Kraft.  
 
Sassenburg, den 03.11.2016 
 
Arms        
Bürgermeister   
 
Bekanntmachung 
 
der Gemeinde Sassenburg 
 
Der Rat der Gemeinde Sassenburg hat mit Beschluss vom 22.09.2016 den Bebauungsplan 
„Kleines Dorf“ als Satzung und die Begründung gemäß § 10 BauGB beschlossen. Die 
zusammenfassende Erklärung über die Berücksichtigung der Umweltbelange wurde gebilligt. 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird der Bebauungsplan bekannt gemacht. 
 
Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergeben sich aus 
anliegender Gebietsabgrenzung.3 
 
Jedermann kann den Bebauungsplan mit Begründung und die zusammenfassende Erklärung 
über die Berücksichtigung der Umweltbelange während der Sprechstunden im Rathaus der 
Gemeinde Sassenburg einsehen und über den Inhalt Auskunft verlangen. 
 
Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften sowie Mängel der Abwägung sind unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von 
einem Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht 
worden ist. Dabei ist der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, 
darzulegen (§ 215 Abs. 1 BauGB). 
 

                                                
3 abgedruckt auf Seite 505 dieses Amtsblattes 
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Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgemäße 
Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige 
Nutzung durch diesen Bebauungsplan und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen 
wird hingewiesen. 
 
Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 
 
Sassenburg, den 10.11.2016 
       (L. S.) 
 
Arms 
Bürgermeister 
 

Aufwands-, Verdienstausfall- und Auslagenentschädigungssatzung für Ratsmitglieder, 
Ehrenbeamte und ehrenamtlich tätige Personen in der Gemeinde Rühen 

(Entschädigungssatzung) 
 
Aufgrund der §§ 10, 44, 54 und 55 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) in der zur Zeit gültigen Fassung hat der Rat der Gemeinde Rühen in seiner Sitzung am 
08.11.2016 folgende Satzung beschlossen: 

 
§ 1  

Allgemeines 
 
(1) Die Tätigkeit als Ratsmitglied, Ehrenbeamter und sonstige ehrenamtliche Tätigkeit für die 
Gemeinde wird grundsätzlich unentgeltlich geleistet. Anspruch auf Erstattung von Verdienstausfall, 
eines pauschalen Stundensatzes für ausschließliche Haushaltsführung und Nachteile im 
beruflichen Bereich sowie Kinderbetreuungsaufwendungen und Auslagen besteht im Rahmen der 
Höchstbeträge nach dieser Satzung. Aufwandsentschädigungen werden nur im Rahmen dieser 
Satzung gezahlt. 
 
(2) Eine monatliche Aufwandsentschädigung wird jeweils für einen vollen Monat im Voraus 
gezahlt, auch dann, wenn der Empfänger das Amt nur für einen Teil des Monats innehat. Führt der 
Empfänger einer Aufwandsentschädigung seine Dienstgeschäfte ununterbrochen – den 
Erholungsurlaub nicht mitgerechnet – länger als zwei Monate nicht, so ermäßigt sich die 
Aufwandsentschädigung für die über zwei Monate hinausgehende Zeit auf die Hälfte. Vom 
gleichen Zeitpunkt an erhält der die Geschäfte führende Vertreter 75 % der 
Aufwandsentschädigung des Vertretenen. Die bisherige Aufwandsentschädigung des Vertreters 
entfällt für diesen Zeitraum. 
 
(3) Wird die Ausübung einer ehrenamtlichen Tätigkeit von einem Empfänger einer 
Aufwandsentschädigung endgültig beendet, so erhält der Vertreter vom Beginn des nächsten 
Kalendermonats die Aufwandsentschädigung in voller Höhe. Die bisherige Aufwands-
Entschädigung des Vertreters entfällt von diesem Zeitpunkt an. Ruht das Mandat, so wird keine 
Aufwandsentschädigung gezahlt. 
 
Für eine Fahrtkostenentschädigung, die als monatlicher Durchschnittssatz (Fahrtkostenpauschale) 
gezahlt wird, gilt Abs. 2 Satz 1 entsprechend. 
 
Ist der Empfänger einer pauschalen Fahrtkostenentschädigung an der Ausübung seiner 
ehrenamtlichen Tätigkeit vorübergehend verhindert, so entfällt die pauschale Fahrtkosten-
entschädigung von Beginn des folgenden und jeden weiteren Kalendermonats seiner 
Verhinderung. Für den gleichen Zeitraum erhält der Vertreter die pauschale 
Fahrtkostenentschädigung vom folgenden Monat an. 
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Wird die Ausübung einer ehrenamtlichen Tätigkeit von einem Empfänger einer pauschalen 
Fahrtkostenentschädigung endgültig beendet, so erhält der Vertreter vom Beginn des nächsten 
Kalendermonats die pauschale Fahrtkostenentschädigung in voller Höhe. Die bisherige 
Fahrtkostenentschädigung des Vertreters entfällt von diesem Zeitpunkt an. 
 
Ruht ein Mandat, so wird keine Fahrtkostenentschädigung gezahlt. 

 
§ 2 

Sitzungsgeld für Ratsmitglieder 
 
(1) Die Ratsmitglieder erhalten für die Teilnahme an Rats- und Ausschusssitzungen eine 
Aufwandsentschädigung als Sitzungsgeld von 30,00 € je Sitzung.  
Dieses gilt auch für Fraktionssitzungen. Die Anzahl der Fraktionssitzungen wird auf maximal 10 im 
Jahr beschränkt.  
Ratsmitglieder die als Zuhörer an einer Sitzung teilnehmen erhalten kein Sitzungsgeld. 
 
(2)  Die Aufwandsentschädigung umfasst den Ersatz der notwendigen Auslagen mit Ausnahme 
der Fahrtkosten nach § 5 dieser Satzung, unbeschadet der Regelung über die Reisekosten in § 9. 
Sie umfasst nicht den Ersatz der Aufwendungen für eine Kinderbetreuung. 
 
(3)  Dauert eine Sitzung länger als 6 Stunden, so kann auf besonderen Beschluss des 
Verwaltungsausschusses höchstens ein weiteres Sitzungsgeld gewährt werden. 
 
Finden zwei Sitzungen zeitlich unmittelbar hintereinander statt, wird je ein Sitzungsgeld gezahlt. 
Eine Sitzung, die über 24:00 Uhr hinausgeht, zählt als Sitzung des Tages, an dem sie begonnen 
wurde. 
 

§ 3  
Sitzungsgeld für sonstige Mitglieder in Ratsausschüssen 

 
Nicht dem Rat angehörende Mitglieder von Ratsausschüssen erhalten eine 
Aufwandsentschädigung als Sitzungsgeld in Höhe von 30,00 €. 
§ 2 Abs. 2 sowie § 5 dieser Satzung gelten entsprechend. 
 

§ 4  
Zusätzliche Aufwandsentschädigungen 

 
(1) Neben den Beträgen aus § 2 dieser Satzung werden monatlich folgende zusätzliche 

Aufwandsentschädigungen gezahlt: 
 
a. an den Bürgermeister      monatlich  600,00 € 
b. an seinen 1. Vertreter      monatlich  100,00 € 
c. an seinen 2. Vertreter      monatlich    70,00 € 
d. an seinen allgemeinen Vertreter (Verwaltungsvertreter),  

soweit er nicht ein Amt nach Buchstabe b) oder c) ausübt,  monatlich  100,00 € 
 

§ 5  
Fahrtkosten 

 
(1) Für Fahrten werden bei Benutzung privater Pkw wir eine Entschädigung nach 
Bundesreisekostenrecht, derzeit 0,30 € je gefahrene Kilometer, gezahlt. 
 
(2)  Der Bürgermeister erhält für Fahrten innerhalb des Samtgemeindegebietes eine monatliche 
Fahrtkostenpauschale von 150,00 €.  
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(3)  Den Stellvertretern des Bürgermeisters wird eine Fahrtkostenpauschale von 20,00 € monatlich 
gewährt. 
 
Damit entfällt eine Entschädigung nach Abs. 1. Für Dienstreisen außerhalb des 
Samtgemeindegebietes gilt § 9 dieser Satzung entsprechend. 
 

§ 6  
Verdienstausfall 

 
(1) Anspruch auf Entschädigung für Verdienstausfall haben 
 

a. Ratsmitglieder, neben ihrer Aufwandsentschädigung 
b. Ehrenbeamte, soweit sie keine Aufwandsentschädigung erhalten und  
c. ehrenamtlich tätige Personen. 

 
Der Ersatz des Verdienstausfalles wird für jede angefangene Stunde der regelmäßigen Arbeitszeit 
berechnet. 
 
(2)  Unselbständig Tätigen wird der notwendigerweise entstandene und nachgewiesene 
Verdienstausfall im Hauptberuf ersetzt. Der Ersatz des Verdienstausfalles wird für die versäumte 
Zeit in der regelmäßigen Arbeitszeit berechnet, sofern ihnen eine Freistellung von der Arbeit unter 
Fortzahlung ihrer Bezüge nicht zusteht. 
 
(3)  Selbständig Tätigen kann eine Verdienstausfallpauschale je Stunde an Werktagen von Montag 
bis Freitag für die Zeit von 8:00 Uhr – 18:00 Uhr und an Samstagen von 8:00 Uhr – 12:00 Uhr 
gezahlt werden für notwendigerweise entstandenen und nachgewiesenen Verdienstausfall im 
Hauptberuf, die im Einzelfall auf der Grundlage des glaubhaft gemachten Einkommens festgesetzt 
wird. 
 
(4) Die Entschädigung für Verdienstausfall nach Abs. 2 und 3 wird auf höchstens 20,00 € je 
Stunde begrenzt. 
 
(5) Anspruchsberechtigte, die keine Ersatzansprüche nach Abs. 2 und 3 geltend machen können, 
denen aber im beruflichen Bereich ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das 
Nachholen versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft aus-geglichen werden 
kann, können einen Pauschalstundensatz in Höhe von 20,00 € an Werktagen von Montag bis 
Freitag für die Zeit von 8:00 Uhr – 18:00 Uhr und an Samstagen von 8:00 Uhr – 12:00 Uhr 
erhalten. 

§ 7 
Aufwendungen für Kinderbetreuung 

 
(1) Aufwendungen für Kinderbetreuung im Sinne dieser Satzung liegen vor, wenn für die 
Gemeinde Rühen ehrenamtlich tätige Personen, Ehrenbeamte und Ratsmitglieder infolge ihrer 
Tätigkeit Vorkehrungen für die Betreuung von Kindern bis zur Vollendung des 10. Lebensjahres 
treffen müssen. Die Notwendigkeit besonderer Vorkehrungen wird angenommen, wenn der 
Wohngemeinschaft des in Satz 1 genannten Personenkreis keine weiteren Personen angehören, 
die zur Betreuung der Kinder in der Lage sind und die Kinder nicht anderweitig, z. B. in der 
Kindertagesstätte, betreut werden. 
 
(2) Anspruchsberechtigte erhalten auf Antrag die nachgewiesenen Aufwendungen für eine 
Kinderbetreuung bis zu einem Höchstbetrag von 10,00 € je Stunde. 
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§ 8  

Auslagen 
 
Für die Gemeinde ehrenamtlich tätige Personen haben Anspruch auf Ersatz ihrer nachgewiesenen 
Auslagen, soweit dies durch Gesetz oder diese Satzung nicht ausgeschlossen sind. 
 

§ 9  
Reisekosten 

 
Für genehmigte Dienstreisen außerhalb des Gemeindegebietes erhalten Ratsmitglieder, 
Ehrenbeamte und ehrenamtlich tätige Personen Reisekostenvergütungen und Übernachtungs- 
und Tagegeld nach den Bestimmungen des Bundesreisekostenrechtes. 
 

§ 10  
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt nach der Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Entschädigungssatzung 
in der Fassung vom 10.12.2013 außer Kraft. 
 
Rühen, den 08.11.2016 
 

Gemeinde Rühen 
Urban 
Bürgermeister 

 
AMTLICHE BEKANNTMACHUNG 

 
Bebauungsplan "Am Heidkamp", zugl. 4. Änderung des Bebauungsplans "Baumkamp-
Nord", mit örtlicher Bauvorschrift  
 
Der Rat der Gemeinde Wasbüttel hat in seiner Sitzung am 24.10.2016 den Bebauungsplan „Am 
Heidkamp“, zugl. 4. Änderung des Bebauungsplans "Baumkamp-Nord", als Satzung gemäß § 10 
Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) sowie die örtliche Bauvorschrift und die dazugehörigen 
Begründungen beschlossen. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des o. g. Bebauungsplans befindet sich im Nordosten der 
bebauten Ortslage von Wasbüttel, siehe nachstehende Gebietsabgrenzung.4 
 
Mit der Bekanntmachung im Amtsblatt tritt der Bebauungsplan in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
 
Der Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift einschließlich seiner Begründungen sowie eine 
zusammenfassende Erklärung gem. § 10 Abs. 4 BauGB kann in der Verwaltung der Gemeinde 
Wasbüttel, Mittelstr. 1 – Alte Schule - in 38553 Wasbüttel während der Dienststunden von 
jedermann eingesehen werden. Einen Terminwunsch außerhalb der Sprechzeiten bitte vorher 
unter der Durchwahl 05374 / 66 352 vereinbaren. Über den Inhalt des Bebauungsplanes kann 
umfassend Auskunft verlangt werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3, Abs. 2 und 
Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuches in der zur Zeit gültigen Fassung bezeichneten Vorschriften 
dann unbeachtlich sind, wenn sie nicht gemäß § 215 Abs. 1 Baugesetzbuch innerhalb von einem 
Jahr nach dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde Wasbüttel geltend gemacht 
worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. 
 

                                                
4 abgedruckt auf Seite 506 dieses Amtsblattes 



ABL Nr. 11/2016 

473 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des Baugesetzbuches in der zur 
Zeit gültigen Fassung über die Entschädigung von durch den Bebauungsplan eintretenden 
Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender 
Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 
 
Hinweis: Kenntnisse über die Inhalte der zur Abwägung herangezogenen technischen Regelwerke 
(VDI 3473, VDI 3894, DIN 18005) können in der Bibliothek der TU Braunschweig (Pockelsstr. 13, 
38106 Braunschweig) erlangt werden. 
 
Wasbüttel, den  11.11.2016 

(L. S.) 
 
Jonas                                   
Bürgermeister 

 
I. 
 

1. Nachtragshaushaltssatzung der Gemeinde Rötgesbüttel 
für das Haushaltsjahr 2016 

 
Aufgrund des § 115 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der 
Gemeinde Rötgesbüttel in der Sitzung am 20.10.2016 folgende 1. Nachtragshaushaltssatzung 
beschlossen: 

§ 1 

 

Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden  
 
  

die bisherigen 
festgesetzten 

Gesamt-
beträge 

 
 
 

-Euro- 

 
erhöht  

um 
 
 
 
 
 

-Euro- 

 
vermindert  

um 
 
 
 
 
 

-Euro- 

 
und damit der 

Gesamtbetrag des 
Haushaltsplans 

einschließlich der 
Nachträge 

festgesetzt auf 
 

-Euro- 
1 2 3 4 5 

Ergebnishaushalt     
ordentliche Erträge 2.000.900             2.000.900 
ordentliche Aufwendungen 2.000.900             2.000.900 
außerordentliche Erträge 0             0 
außerordentliche Aufwendungen 0             0 
Finanzhaushalt     
Einzahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit 

1.872.000             1.872.000 

Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit 

1.802.700             1.802.700 

Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit 

43.200             43.200 

Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 

154.600 30.000  184.600 

Einzahlungen für 
Finanzierungstätigkeit 

                        

Auszahlungen für 
Finanzierungstätigkeit 

25.600             25.600 
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Nachrichtlich:      
Gesamtbetrag der Einzahlungen 
des Finanzhaushalts 

1.915.200             1.915.200 

Gesamtbetrag der Auszahlungen 
des Finanzhaushalts 

1.982.900 30.000       2.012.900 

 
§ 2 

 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 

Der bisherige Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite beansprucht werden dürfen, wird nicht 
verändert. 
 

§ 5 
 

Die Steuersätze (Hebesätze) werden nicht geändert. 
 
Rötgesbüttel, 21.10.2016 

(L. S.) 
Konrad 
Bürgermeister 
 

II. 
 
Die vorstehende 1. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2016 wird hiermit verkündet. 
 
Eine Genehmigung der Nachtragshaushaltssatzung ist nicht erforderlich. 
 
Der Nachtragshaushaltsplan liegt gem. § 115 Abs. 1 Satz 2 i. V. m. § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG 
vom 01.12.2016 bis einschließlich 09.12.2016 während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im 
Gemeindebüro sowie im Rathaus der Samtgemeinde Papenteich öffentlich aus. 
 
Rötgesbüttel, 07.11.2016 
 
Konrad 
Bürgermeister 
 
Satzung der Gemeinde Rötgesbüttel über Erlaubnisse für die Sondernutzungen an 
öffentlichen Straßen, Wegen und Plätze (Sondernutzungssatzung) 
 
Aufgrund der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in 
der zur Zeit gültigen Fassung und § 18 des Niedersächsischen Straßengesetzes (NStrG) in der zu 
Zeit gültigen Fassung hat der Rat der Gemeinde Rötgesbüttel in seiner Sitzung am 20.10.2016 
folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1  
Sachlicher Geltungsbereich 

 
(1) Diese Satzung gilt für die Gemeindestraßen einschließlich öffentlicher Wege  und Plätze, 
 sowie für Ortsdurchfahrten von Kreisstraßen im Gemeindegebiet. 
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(2) Zur öffentlichen Straße gehören der Straßenkörper, der Luftraum über dem 
 Straßenkörper, das Zubehör und die Nebenanlagen. 
 

§ 2  
Erlaubnispflicht für Sondernutzungen 

 
(1) Für den Gebrauch der in § 1 bezeichneten Straßen über den Gemeingebrauch  hinaus 
 (Sondernutzung) ist die Erlaubnis der Gemeinde erforderlich, soweit diese Satzung in  
 § 7 – Erlaubnisfreie Nutzung – nichts anderes bestimmt. Zur erlaubnispflichtigen 
 Sondernutzung  zählen u.a. 
 
 1. das Aufstellen von Baubuden, Bauzäunen, Gerüsten,      
  Schuttrutschen, das Abstellen von Arbeitswagen, Baumaschinen     
  und -geräten, die Lagerung von Baustoffen und Bauschutt.   
 2. das Aufstellen von Verkaufswagen, Verkaufsständen, Tischen     
  und Sitzgelegenheiten zu gewerblichen gastronomischen     
  Zwecken 
 3. das Aufstellen von Werbeaufbauten vor Geschäften      
  (geschäftszugehörig und geschäftsunabhängig) 
 4. das Aufstellen von Warenauslagen und Stellschildern, sofern die    
  genutzte Flächen einen Quadratmeter übersteigt 
 5. das Aufstellen von Wertstoffcontainern und sonstigen Containern 
 
(2) Sonstige nach öffentlichem Recht erforderliche Erlaubnisse, Genehmigungen oder 
 Bewilligungen werden durch die Sondernutzungserlaubnis nicht ersetzt. 
 

§ 3 
 Erlaubnis 

 
(1) Öffentliche Straßen dürfen für Sondernutzungen erst aufgrund einer Erlaubnis in Anspruch 
 genommen werden. Die Erlaubnis darf nur auf Zeit oder Widerruf erteilt werden. Sie kann 
 unter Bedingungen erteilt und mit Auflagen versehen werden. 
 
(2) Die Erlaubnis kann insbesondere aus Gründen der Sicherheit oder Leichtigkeit des 
 Verkehrs, des Straßenbaus oder aus städtebaulichen Gründen versagt oder widerrufen 
 werden. §§ 48, 49 Verwaltungsverfahrensgesetz bleiben unberührt. 
 
(3) Die Erlaubnis erlischt nach Zeitablauf, Widerruf, Einziehung der Straße oder Verzicht. 
 
(4) Die/Der Sondernutzungsberechtigte hat gegen die Gemeinde keinen Ersatzanspruch, wenn 
 die Straße gesperrt, geändert oder eingezogen oder die Erlaubnis widerrufen wird.  
 

§ 4 
Pflichten der Sondernutzungsberechtigten 

 
(1) Die Sondernutzungsberechtigten haben Anlagen so zu errichten und zu unterhalten, 
 dass sie den Anforderungen der Sicherheit und Ordnung sowie den anerkannten Regeln der 
 Technik genügen. Arbeiten an der Straße bedürfen der Zustimmung des Trägers der 
 Straßenbaulast. Die Sondernutzungsberechtigten haben ihr Verhalten und  den Zustand ihrer 
 Sachen so einzurichten, dass niemand gefährdet, geschädigt oder mehr als nach den 
 Umständen unvermeidbar behindert oder belästigt wird. Sie haben insbesondere die von 
 ihnen erstellten Einrichtungen sowie die ihnen zugewiesenen Flächen in ordnungsgemäßem 
 und sauberem Zustand zu erhalten.  
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(2) Die Sondernutzungsberechtigten haben auf Verlangen der Gemeinde die Anlagen auf ihre 
 Kosten zu ändern und alle Kosten zu ersetzen, die dem Träger der Straßenbaulast durch die 
 Sondernutzung entstehen. Hierfür kann der Träger der Straßenbaulast angemessene 
 Vorschüsse und Sicherheiten verlangen.  
 
(3) Die Sondernutzungsberechtigten haben für einen ungehinderten Zugang zu allen in die 
 Straßendecke eingebauten Einrichtungen zu sorgen.  Wasserablaufrinnen, Kanalschächte, 
 Hydranten, Kabel-, Heizungs- und sonstige Revisionsschächte sind freizuhalten. Soweit beim 
 Aufstellen, Anbringen oder Entfernen von Gegenständen der Straßenkörper 
 aufgegraben werden muss, ist die Arbeit so vorzunehmen, dass nachhaltige Schäden am 
 Straßenkörper und an den Anlagen, insbesondere den Wasserablaufrinnen und den 
 Versorgungs- und Kabelleitungen, vermieden werden sowie eine Änderung ihrer Lage 
 unterbleibt. Die Gemeinde ist spätestens eine Woche vor Beginn der Arbeiten schriftlich zu 
 benachrichtigen. Die Verpflichtung, andere beteiligte Behörden oder Stellen zu 
 benachrichtigen. Die Verpflichtung, andere beteiligte Behörden oder Stellen zu 
 benachrichtigen oder deren Genehmigung einzuholen, bleibt unberührt.  
 
(4) Erlischt die Erlaubnis, haben die bisher Sondernutzungsberechtigten die Sondernutzung 
 einzustellen, alle von ihnen erstellten Einrichtungen und die zur Sondernutzung verwendeten 
 Gegenstände unverzüglich zu entfernen und den früheren Zustand ordnungsgemäß 
 wiederherzustellen.  
 
(5) Wird eine Straße ohne die erforderliche Erlaubnis benutzt oder kommt die/der 
 Sondernutzungsberechtigte ihren/seinen Verpflichtungen nicht nach, so kann die  Gemeinde 
 die erforderlichen Maßnahmen zur Beendigung der Benutzung oder zur Erfüllung der 
 Auflagen anordnen. Sind solche Anordnungen nicht  oder nur unter unverhältnismäßigem 
 Aufwand möglich oder nicht erfolgsversprechend, kann sie den rechtswidrigen Zustand auf 
 Kosten der/des Sondernutzungsberechtigten sofort beseitigen oder beseitigen lassen.  
 

§ 5  
Haftung 

 
(1) Die Gemeinde haftet nicht für Schäden, die sich aus dem Zustand der Straße und der 
 darin eingebauten Leitungen und Einrichtungen für die Sondernutzungsberechtigten und  die 
 von ihnen erstellten Anlagen ergeben. Mit der Vergabe der Fläche übernimmt die Gemeinde 
 keinerlei Haftung, insbesondere nicht für die Sicherheit der von den Benutzern eingebrachten 
 Sache. 
 
(2) Die/Der Sondernutzungsberechtigte haftet der Gemeinde für alle Schäden  durch unbefugte, 
 ordnungswidrige oder nicht rechtzeitig gemeldete Arbeiten. Sie/Er haftet der Gemeinde dafür,  
 dass die Sondernutzung die Verkehrssicherheit nicht beeinträchtigt. Sie/Er hat die Gemeinde 
 von allen Ansprüchen freizustellen, die von dritter Seite gegen die Gemeinde aus der Art der 
 Benutzung erhoben werden können. Sie/Er haftet ferner für sämtliche Schäden, die sich aus 
 der Vernachlässigung ihrer/seiner Pflichten zur Beaufsichtigung ihres/seines Personals und 
 der von diesem verursachten Verstöße gegen diese Satzung ergeben.  
 
(3) Die Gemeinde kann verlangen, dass die/der Sondernutzungsberechtigte zur Deckung des 
 Haftpflichtrisikos vor der Inanspruchnahme der Erlaubnis den Abschluss einer 
 ausreichenden Haftpflichtversicherung nachweist und diese  Versicherung für die Dauer der 
 Sondernutzung aufrechterhält. Auf Verlangen  der Gemeinde sind ihr die Versicherungs-
 schein und die Premienquittungen vorzulegen.  
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§ 6 

 Erlaubnisantrag 
 
(1) Erlaubnisanträge sind bei der Gemeinde mindestens eine Woche vor Inanspruchnahme der 
 Sondernutzung schriftlich zu stellen. Im Ausnahmefall kann die Gemeinde eine 
 Abweichung zulassen.  
 
(2) Die Gemeinde kann Erläuterungen durch Zeichnungen, textliche Beschreibungen oder in 
 sonst geeigneter Weise verlangen.  
 
(3) Wird durch die Sondernutzung ein im Eigentum eines Dritten stehendes Grundstück in 
 Anspruch genommen oder in seiner Nutzung beeinträchtigt, kann die Erteilung der 
 Sondernutzungserlaubnis von der schriftlichen Zustimmung des Berechtigten abhängig 
 gemacht werden. Entsprechend kann  verfahren werden, wenn durch die Sondernutzung 
 Rechte Dritter auf Benutzung der Straße über den Gemeingebrauch hinaus beeinträchtig 
 werden können.  

 
§ 7 

Erlaubnisfreie Nutzung 
 
(1) Keiner Sondernutzungserlaubnis bedürfen 
 
 1. Anlagen im Straßenkörper, wie Kellerlichtschächte, Roste, Einwurfsvorrichtungen,  
  Treppenstufen, wenn sie nicht mehr als 0,6m in einen Gehweg hineinragen; 
 
 2. das Verteilen oder der Verkauf von Handzetteln, Flugblättern und Schriften politischen 
  oder religiösen Inhalts auf öffentlichen  Straßen; diese Tätigkeiten sind vor Beginn der 
  Gemeinde anzuzeigen; wird diese erlaubnisfreie Sondernutzung beendet, so hat  
  die/der bisher Sondernutzungsberechtigte die von ihr/ihm erstellten Einrichten und für 
  die Sondernutzung verwendeten Gegenstände zu entfernen und den früheren  
  Zustand ordnungsgemäß wiederherzustellen; durch die Sondernutzung verursachte 
  Verunreinigungen sind – auch über den sondergenutzten Bereich hinaus - unverzüglich 
  zu beseitigen;  
  
   3. das Aufstellen von Fahrradständern und die Errichtung von Fahrradabstellanlagen  
   durch den Träger der öffentlichen Straßenbaulast. 
 
 4. das Aufstellen von Verkaufsständen, Verkaufswagen o. ä. anlässlich traditioneller,  
  kultureller oder sportlicher Veranstaltungen.(z.B. Bettenrennen, Schützenfest,  
  Vereinsveranstaltungen und –feiern) 
 
(2) Sonstige nach öffentlichem Recht erforderlichen Erlaubnisse, Genehmigungen oder 
 Bewilligungen bleiben unberührt.  
 

§ 8  
Einschränkung erlaubnisfreier Sondernutzungen 

 
Erlaubnisfreie Sondernutzungen können eingeschränkt, mit Auflagen versehen oder untersagt 
werden, wenn öffentliche Belange, insbesondere Belange des Verkehrs dies erfordern. 
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§ 9  

Sondernutzungsgebühren 
 
Die Gebühren für Sondernutzungen, die der Gemeinde als Träger der Straßenbaulast und in 
Ortsdurchfahrten zustehen, richten sich nach der Sondernutzungsgebührensatzung der Gemeinde 
Rötgesbüttel.  
 

§ 10  
Übergangsregelung 

 
Sondernutzungen, für die die Gemeinde vor Inkrafttreten dieser Satzung eine Erlaubnis auf Zeit 
oder auf Widerruf erteilt hat, bedürfen keiner neuen Erlaubnis nach § 2 dieser Satzung. 
 

§ 11  
Ordnungswidrigkeiten und Zwangsmittel 

 
Für die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gilt über § 61 NStrG hinaus folgendes: 
 
Ordnungswidrigkeiten im Sinne des § 61 Abs.1 Nr.1 NStrG bei der Benutzung der übrigen durch 
die Satzung erfassten Straßen handelt, wer 
 

 entgegen des § 4 Abs.3 Satz 1 dieser Satzung nicht für einen ungehinderten Zugang zu 
den in die Straßendecke eingebauten Einrichtungen sorgt, 

 entgegen § 4 Abs.3 Satz 2 dieser Satzung nicht die Wasserablaufrinnen, Kanalschächte, 
Hydranten, Kabel-, Heizungs- und sonstigen Revisionsschächte freihält,  

 entgegen § 4 Abs.4 oder § 7 Abs.1 Nr. 4 dieser Satzung den früheren Zustand nicht 
ordnungsgemäß wiederherstellt oder 

 entgegen § 7 Abs.1 Nr. 4 dieser Satzung die durch die Sondernutzung verursachten 
Verunreinigungen – auch über den sondergenutzten Bereich hinaus- nicht unverzüglich 
beseitigt.  

 
In diesen Fällen kann jede Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbuße bis zu 500,00 € geahndet 
werden. 
 

§12 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
Rötgesbüttel, den 20.10.2016  
 
Gemeinde Rötgesbüttel 

(L. S.) 
Konrad    
Bürgermeister 
 
Satzung der Gemeinde Rötgesbüttel über die Erhebung von Gebühren für die 
Sondernutzung an öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen (Sondernutzungs-
gebührensatzung) 
 
Aufgrund der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in 
der zur Zeit gültigen Fassung und § 21 des Niedersächsischen Straßengesetzes (NStrG) in der zur 
Zeit gültigen Fassung in Verbindung mit der Satzung der Gemeinde Rötgesbüttel über Erlaubnisse 
für Sondernutzungen an öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen hat der Rat der Gemeinde 
Rötgesbüttel in seiner Sitzung am 20.10.2016 folgende Gebührensatzung beschlossen: 
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§ 1  

Gebührenpflicht 
 
(1) Gebühren für Sondernutzungen an Gemeindestraßen sowie den Ortsdurchfahrten  der 

Kreisstraßen werden nach Maßgabe des anliegenden Gebührentarifs erhoben. Der 
Gebührentarif ist Bestandteil dieser Satzung. Sondernutzungen, die nach § 7 der Satzung 
über Erlaubnisse für Sondernutzungen in Gemeindestraßen und Ortsdurchfahrten vom 
20.10.2016 keine Erlaubnis bedürfen, bleiben gebührenfrei. 

 
(2) Die nach dem Tarif jährlich, monatlich, wöchentlich oder täglich oder laufenden Metern zu 

erhebende Gebühr wird für jede angefangene Berechnungseinheit voll berechnet. Die Gebühr 
wird auf volle Eurobeträge aufgerundet. Bei jährlichen Gebühren werden, soweit nicht im 
Gebührentarif auch monatliche, wöchentliche oder tägliche Gebühren ausgewiesen sind, für 
angefangene Kalenderjahre anteilige Gebühren erhoben; jeder angefangene Monat wird mit 
einem zwölftel des Jahresbeitrages berechnet.  

 
(3) Ist die sich nach Absatz 2 ergebende Gebühr geringer als die im Tarif festgesetzte 

Mindestgebühr, so wird die Mindestgebühr erhoben.  
 
(4) Bei Sondernutzungen, für die im Gebührentarif eine Rahmengebühr enthalten ist, wird die 

Gebühr innerhalb des Rahmens bemessen.  
 
 1. nach Art und Ausmaß der Einwirkung auf die Straße und den    

 Gemeingebrauch (§21 Satz 4 NStrG) und 
 
 2. nach dem wirtschaftlichen Interesse der/des Gebührenschuldnerin/-  

 schuldners an der Sondernutzung (§ 21 Satz 5 NStrG) 
 
(5) Als beanspruchte Verkehrsfläche im Sinne des Tarifes gilt die überdeckte bzw. dem Verkehr 

entzogenen Fläche.  
 
(6) Bei mehreren Berechnungsmöglichkeiten einer Tarifziffer ist die für den Erlaubnisnehmer 

günstigste zu nehmen.  
 
(7) Ist eine Sondernutzung im Gebührentarif nicht enthalten, richtet dich die Gebühr nach einer im 

Tarif enthaltenen vergleichbaren Sondernutzung. Fehlt auch eine solche Tarifstelle, ist eine 
Gebühr von 5,00 € bis 500,00 € entsprechend Absatz 4 zu erheben.  

 
§ 2  

Gebührenschuldner 
 

(1) Gebührenschuldner sind 
  
 a) der Antragsteller, 
 b) der Sondernutzungsberechtigte, auch wenn er selbst den Antrag nicht gestellt hat, 
 c) derjenige, der ohne die erforderliche Erlaubnis eine Sondernutzung ausübt. 
 
(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner. 
 

§ 3  
Gebührenschuld 

 
(1) Die Gebührenschuld entsteht 
  
 a) für die Sondernutzung auf Zeit: bei Erteilung der Erlaubnis für deren Dauer 
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 b) für Sondernutzungen auf Widerruf: Erstmalig bei Erteilung der Erlaubnis für das 

 laufende Kalenderjahr, für nachfolgende Jahre jeweils am 15.01.; 
 
 c) für Sondernutzungen, für die bei Inkrafttreten dieser Satzung eine Erlaubnis bereits erteilt 

 war: mit Inkrafttreten der Satzung; Beiträgen, die aufgrund bisheriger Regelungen bereits 
 gezahlt worden sind, werden angerechnet; 

 
 d) für unerlaubte Sondernutzungen: mit deren Beginn 
 
(2) Die Gebühren werden durch Gebührenbescheid erhoben. Sie sind einen Monat nach 

Bekanntgabe des Bescheids fällig. 
 
(3) Die Gebühren werden im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. 

 
§ 4 

 Gebührenerstattung 
 
(1) Gezahlte Gebühren werden auf Antrag anteilmäßig erstattet, wenn die 

Sondernutzungserlaubnis vorzeitig widerrufen oder aus sonstigen Gründen beendet wird. Bei 
widerruflichen Dauererlaubnissen bleiben in jedem Falle für Gebühren bis zu dem Betrag 
eingehalten, der sich bei Erteilung einer Erlaubnis auf Zeit bis zur Beendigung der 
Sondernutzung erhaben hätte. Beträge unter 5,11 € werden nicht erstattet. 

 
(2) Der Antrag kann nur innerhalb von drei Monaten nach Beendigung der Sondernutzung gestellt 

werden.  
 

§ 5  
Stundung, Herabsetzung und Erlass 

 
Stellt die Erhebung der Sondernutzungsgebühren im Einzelfall eine unbillige Härte dar, so kann die 
Gemeinde Stundung, Herabsetzung oder Erlass gewähren (§ 1 Abs.2 in Verbindung mit § 11 
Niedersächsisches Kommunalabgabengesetz und den entsprechend anwendbaren Vorschriften 
der Abgabenordnung). 
 

§ 6  
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach Ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Rötgesbüttel, den 20.10.2016 
 
Gemeinde Rötgesbüttel 

(L. S.) 
Konrad       
Bürgermeister 
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Tarif zur Sondernutzungsgebührensatzung der Gemeinde Rötgesbüttel 
 
Tarif- 
ziffer 

Art der Sondernutzung Gebühr je  
angefangene 
Einheit 
Euro 

Mindestgebühr 
 
 
Euro 

1 Verkaufswagen, 
Verkaufseinrichtungen 

Tag/qm 
Woche/qm 
Montag/qm 

7,50 
50,00 
175,00 

25,00 

2 Verkaufsstände im  
Reisegewerbe 

 
Tag/qm 

 
5,50 

 
15,00 

3 Aufstellen von Tischen und 
Sitzgelegenheiten zu 
gewerblichen 
gastronomischen Zwecken 

 
 
 
Monat/qm 

 
 
 
2,50 

 
 
 
25,00 

4 Werbeaufbauten vor 
Geschäften 
(geschäftszugehörig) 

Tag/qm 
Woche/qm 
Monat/qm 

1,25 
7,50 
25,00 

 
 
5,00 

5 Werbeaufbauten  
(geschäftsunabhängig) 

 
Tag/qm 

 
1,50 

 
30,00 

 
6 Warenauslagen und 

Stellschilder, soweit mehr als 
1m² in Anspruch genommen 
wird 

 
 
 
Monat/qm 

 
 
 
5,00 

 
 
 
30,00 

7 Mit Bauzaun umgebene 
Verkehrsfläche 

 
Monat/qm 

 
1,25 

 
20,00 

8 Aufstellen von Baubuden, 
Arbeitswagen, Gerüsten, 
Baugeräten, Baumaschinen 
u.ä. soweit die nicht der 
öffentl. Ver- und Entsorgung 
dienen 

 
 
 
 
 
Monat/qm 

 
 
 
 
 
1,25 

 
 
 
 
 
20,00 

9 Wertstoffcontainer für 
Kleidung und Schuhe bei 
kommerzieller Aufstellung 

 
 
Monat/Stück 

 
 
25,00 

 

10 Sonstige Container Woche/Stück 20,00  
11 Lagerung von Baustoffen 

und -teilen 
 
Woche/qm 

 
1,25 

 
20,00 
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Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten im eigenen Wirkungskreis 
(Verwaltungskostensatzung) 
 
Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) in der zur Zeit gültigen Fassung und § 4 des Niedersächsischen 
Kommunalabgabengesetz (NKAG) in der zur Zeit gültigen Fassung, hat der Rat der Gemeinde 
Rötgesbüttel in seiner Sitzung am 20.10.2016 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1   
Allgemeines 

 
(1) Für Amtshandlungen und sonstige Verwaltungstätigkeiten – im nachfolgenden 
 Verwaltungstätigkeiten – im eigenen Wirkungskreis der Gemeinde werden nach 
 dieser Satzung Gebühren und Auslagen – im nachfolgenden Kosten – erhoben, wenn  die 
 Beteiligten hierzu Anlass gegeben haben. Verwaltungstätigkeiten sind auch 
 Entscheidungen über förmliche Rechtsbehelfe. 
 
(2) Die Kosten werden auch erhoben, wenn ein auf Vornahme einer kostenpflichten 
 Verwaltungstätigkeit gerichteter Antrag abgelehnt oder nach Aufnahme der 
 Verwaltungstätigkeit vor der Entscheidung zurückgenommen wird. 
 
(3) Die Erhebung der Kosten aufgrund anderer Rechtsvorschriften bleibt unberührt. 
 

§ 2  
Kostentarif 

 
Die Höhe der Kosten bemisst sich unbeschadet des § 6 nach dem Kostentarif, der Bestandteil der 
Satzung ist. 
 

§ 3  
Gebühren 

 
(1) Ist für den Ansatz von Gebühren durch den Kostentarif ein Rahmen (Mindest- und 
 Höchstsätze) bestimmt, so sind bei der Festsetzung der Gebühren das Maß des 
 Verwaltungsaufwands sowie der Wert des Gegenstandes zur Zeit der Beendigung der 
 Verwaltungstätigkeit zu berücksichtigen. Die Gebühr ist auf volle EURO  festzusetzen.  
 
(2) Werden mehrere gebührenpflichtige Verwaltungstätigkeiten nebeneinander 
 vorgenommen, so ist für jede Verwaltungstätigkeit eine Gebühr zu erheben.  
 
(3) Wird ein Antrag auf Vornahme einer Verwaltungstätigkeit 
  
 a) ganz oder teilweise abgelehnt, 
 
 b) zurückgenommen, bevor die Verwaltungstätigkeit beendet ist, 
  so kann die Gebühr bis auf ein Viertel des vollen Betrages ermäßigt werden. 
 
(4) Wird ein Antrag wegen Unzuständigkeit abgelehnt oder beruht er auf unverschuldeter 
 Unkenntnis, so kann die Gebühr außer Ansatz bleiben.  
 
(5) Wird eine zunächst abgelehnte Verwaltungstätigkeit auf einen Rechtsbehelf hin 
 vorgenommen, so wird die für die Ablehnung erhobene Gebühr angerechnet.  
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§ 4  

Rechtsbehelfsgebühren 
 
(1) Soweit ein Rechtsbehelf erfolglos bleibt, beträgt die Gebühr für die Entscheidung 
 über den Rechtsbehelf das Eineinhalbfache der Gebühr, die für die angefochtene 
 Entscheidung anzusetzen war. War für die Verwaltungstätigkeit keine Gebühr 
 festzusetzen, so richtet sich die Gebühr nach Nr. 6 des Kostentarifs.  
 
(2) Wird dem Rechtsbehelf teilweise stattgegeben oder wird er ganz oder teilweise 
 zurückgenommen, so ermäßigt sich die dich aus Absatz 1 ergebende Gebühr nach  dem 
 Umfang der Abweisung oder Rücknahme, im Falle der Rücknahme auf  höchstens 25 v.H. 
 
(3) Wird der Rechtsbehelfsbescheid ganz oder teilweise aufgehoben oder zurückgenommen, 
 so sind die gezahlten Rechtsbehelfskosten ganz oder teilweise zu erstatten, es sei 
 denn, dass die Aufhebung allein auf unrichtigen oder unvollständigen Angaben  desjenigen 
 beruht, der den Rechtsbehelf eingelegt hat.  
 

§ 5  
Gebührenbefreiung 

 
(1) Gebühren werden nicht erhoben für 
 
 1.  mündliche Auskünfte, 
 
 2. Zeugnisse  und Bescheinigungen in folgenden Angelegenheiten: 
 
  a) Arbeits- und Dienstleistungssachen 
  b)Unterstützungen und dergleichen aus öffentlichen und privaten Kassen 
  c) Nachweise der Bedürftigkeit. 
 
 3. Verwaltungstätigkeiten, die die Stundung, die Niederschlagung oder den  
  Erlass von Verwaltungskosten betreffen. 
 
(2) Von der Erhebung einer Gebühr kann außer den in Absatz 1 genannten Fällen ganz 
 oder teilweise abgesehen werden, wenn daran ein öffentliches Interesse besteht. 
 
(3) Die Absätze 1 und 2 werden bei Entscheidungen über Rechtsbehelfe nicht 
 angewendet. 
 

§ 6  
Auslagen 

 
(1) Werden bei der Vorbereitung oder bei der Vornahme einer Amtshandlung und  sonstigen 
Verwaltungstätigkeit Auslagen notwendig, die nicht bereits mit der Gebühr abgegolten sind, so hat 
der Kostenschuldner sie zu erstatten, dies gilt auch, wenn eine Gebühr nicht zu entrichten ist. 
Auslagen hat der Kostenschuldner auch dann zu erstatten, wenn Sie bei einer anderen am 
Verfahren beteiligten Behörde entstanden  sind; in diesen Fällen findet ein Ausgleich zwischen 
den Behörden nur statt, wenn die  Auslagen im Einzelfall 25,60 € übersteigen. Als Auslagen 
gelten auch Kosten, die einer am Verfahren beteiligten Behörde entstanden sind, ohne dass sie 
gegenseitig ausgeglichen werden.  
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(2) Als Auslagen werden insbesondere erhoben: 
 
 1. Portogebühren für Zustellung und Nachnahmen sowie für die Ladung von  
  Zeugen und Sachverständigen; wird durch Bedienstete der Behörde   
  zugestellt, so werden die für die Zustellung durch die Post mit Zustellurkunde  
  erstehenden Postgebühren erhoben. 
 2. Telegrafen- und Fernschreibegebühren sowie Gebühren für Ferngespräche, 
 3. Kosten öffentlicher Bekanntmachungen, 
 4. Zeugen- und Sachverständigengebühren 
 5. bei Dienstgeschäften entstehende Reisekosten, 
 6. Beträge, die anderen Behörden oder anderen Personen für ihre Tätigkeit zu  
  zahlen sind,  
 7. Kosten der Beförderung oder Verwahrung von Sachen, 
 8. Schreibgebühren für weitere Ausfertigungen, Abschriften, Durchschriften,  
  Auszüge, Kosten für Fotokopien, Lichtpausen und Vervielfältigungen nach den  
  im Kostentarif vorgesehenen Sätzen.  
 
(3) Beim Verkehr mit den Behörden des Landes und beim Verkehr der 
 Gebietskörperschaften im Lande untereinander werden Auslagen nur erhoben, wenn  sie 
 im Einzelfall den Betrag von 25,60 € übersteigen.  
 

§ 7  
Kostenschuldner 

 
(1) Zur Zahlung der Kosten ist verpflichtet, wer zu einer Verwaltungstätigkeit Anlass 
 gegeben hat.  
 
(2) Kostenschuldner nach § 4 ist derjenige, der den Rechtsbehelf eingelegt hat. 
 
(3) Mehrere Kostenschuldner sind Gesamtschuldner. 
 

§ 8  
Entstehung der Kostenschuld 

 
(1) Die Gebührenschuld entsteht mit der Beendigung der Verwaltungstätigkeit oder der 
 Rücknahme des Antrages. 
 
(2) Die Verpflichtung zur Erstattung der Auslagen entsteht mit der Aufwendung des zu 
 erstattenden Betrages.  
 

§ 9  
Fälligkeit der Kostenschuld 

 
(1) Die Kosten werden mit der Bekanntgabe der Kostenentscheidung an den 
 Kostenschuldner fällig, wenn nicht die Behörde einen späteren Zeitpunkt bestimmt.  
 
(2) Amtshandlungen und sonstige Verwaltungstätigkeiten können von der vorherigen 
 Zahlung der Kosten oder von der Zahlung oder Sicherstellung eines angemessenen 
 Kostenvorschusses abhängig gemacht werden. Soweit der Vorschuss die endgültige 
 Kostenschuld übersteigt, ist er zu erstatten.  
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§ 10  

Anwendung des Niedersächsischen Verwaltungskostengesetzes 
 
Soweit diese Satzung keine Regelung enthält, finden nach § 4 Abs. 4 NKAG die Vorschriften des 
Niedersächsischen Verwaltungskostengesetzes sinngemäß Anwendung. 
 

§ 11  
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Rötgesbüttel, den 20.10.2016 
  
Gemeinde Rötgesbüttel 

(L. S.) 
Konrad          
Bürgermeister 
 
Kostentarif zur Verwaltungskostensatzung (§2) der Gemeinde Rötgesbüttel vom: 20.10.2016 
 
Kostentarif zur Verwaltungskostensatzung (§ 2) der Gemeinde Rötgesbüttel 
 
Tarif-Nr. Gegenstand         Euro 
 
1.  Pauschalsätze für den Verwaltungsaufwand 
 
1.1  Für Beschäftigte, die nach TVöD bis einschließlich Entgeltgruppe 8 
  Eingruppiert sind je angefangene Viertelstunde      10,00 
    
2. Vervielfältigungen 
 
2.1 schwarz-weiß, bis zum Format DIN A 4  0,75 
2.2 schwarz-weiß, bis zum Format DIN A 3  1,25 
 
3. Amtliche Beglaubigungen und Zeugnisse 
 
3.1 Beglaubigung von Unterschriften    3,00 
3.2 Beglaubigung von Abschriften, Kopien, Vervielfältigungen 
3.2.1 für die erste Seite    3,00 
3.2.2 zusätzlich für jede weitere Seite    0,50 
 
4. Abgabe von Druckstücken (Satzungen, Pläne, usw.) 
 
4.1 für jede angefangene Seite    0,25  
4.2 jedoch mindestens    1,50 
 
5. Vermögensverwaltung 
 
5.1 Ausstellung eines Zeugnisses über das Nichtbestehen bzw. 
 die Nichtausübung eines Vorkaufsrechtes nach 
 § 28 Abs.1 Satz 3 BauGB (Negativzeugnis)            15,30 
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6. Genehmigungen, Erlaubnisse und sonstige Amtshandlungen 
 Genehmigungen, Erlaubnisse, Ausnahmebewilligungen sowie 
 sonstige auf Antrag vorzunehmende Amtshandlungen,  
 für die in diesem Kostentarif oder in anderen Rechtsvorschriften 
 besondere Gebühren weder bestimmt sind, noch Gebührenfreiheit 
 vorgesehen ist. 
 
6.1 Erteilung Sondernutzungserlaubnis nach § 18 NStrG, pro Erlaubnis       200,00 
6.2 Versagung, Rücknahme, Widerruf, Aufhebung oder Änderung einer 
 Sondernutzungserlaubnis, jeweils            100,00 
     
7. Durchsetzen von Handlungen, Duldungen und Unterlassungen 
 (Niedersächsisches Verwaltungsvollstreckungsgesetz (NVwVG) i.V.m. 
 dem Niedersächsischen Gesetz über die öffentliche Sicherheit und  
 Ordnung (Nds. SOG) 
7.1. Durchführung einer Ersatzvornahme nach § 70 NVwVG i.V.m.  
 § 66 Nds. SOG  35,00 bis 1.410,00
  
 Anmerkung: 
 Innerhalb des Gebührenrahmens soll die Gebühr 10 v.H. der 
 Kosten für die Ersatzvornahme nicht übersteigen, sofern nicht 
 das Maß des Verwaltungsaufwandes im Einzelfall eine höhere 
 Gebühr erfordert. 
 Mindestgebühr: 35,00 € 
      
8. Rechtsbehelfe                                                                            
 Entscheidungen über förmliche Rechtsbehelfe, soweit nicht 
 § 4 Abs. 2 Satz 1 der Verwaltungskostensatzung anzuwenden  
 ist und der Rechtsbehelf erfolglos bleibt oder der Rechtsbehelf  
 Erfolg hat, die angefochtene Verwaltungstätigkeit aber aufgrund 
 unrichtiger oder unvollständiger Angaben vorgenommen bzw. 
 abgelehnt worden ist, einschließlich der Entscheidung über  
 Widersprüche Dritter je angefangene halbe Arbeitsstunde   25,00 
 Anmerkung: 
 Die Gebühr für Entscheidungen gegen die Festsetzung von 
 Verwaltungskosten sollte in der Regel 10 v.H. der strittigen 
 Kosten nicht übersteigen, sofern nicht das Maß des Verwaltungs- 
 aufwandes im Einzelfall eine Höhere Gebühr erfordert.  
  
 
 
Bekanntmachung 
 
der Gemeinde Rötgesbüttel 
 
Der Rat der Gemeinde Rötgesbüttel hat mit Beschluss vom 20.10.2016 den Bebauungsplan 
„Össelkämpe“ mit örtlichen Bauvorschriften (ÖBV), 1. Änderung als Satzung und die Begründung 
gemäß § 10 BauGB beschlossen.  
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird der Bebauungsplan bekannt gemacht. 
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Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergeben sich aus 
anliegender Gebietsabgrenzung.5 
 
Jedermann kann den Bebauungsplan mit ÖBV und die Begründung während der Sprechstunden 
im Gemeindebüro der Gemeinde Rötgesbüttel einsehen und über den Inhalt Auskunft verlangen. 
 
Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften sowie Mängel der Abwägung sind unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von 
einem Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht 
worden ist. Dabei ist der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, 
darzulegen (§ 215 Abs. 1 BauGB). 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgemäße 
Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige 
Nutzung durch diesen Bebauungsplan und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen 
wird hingewiesen. 
 
Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 
 
Rötgesbüttel, den 14.11.2016 
 
       (L. S.) 
Konrad 
Bürgermeister 
 
Jahresabschluss 2015 der Nahwärmenetz Wesendorf GmbH 
 
Die Gesellschafterversammlung der Nahwärmenetz Wesendorf GmbH hat am 24.10.2016 
folgenden Beschluss gefasst: 
 
1.   Der Jahresabschluss zum 31.12.2015 wird genehmigt und festgestellt. 
 
2. Der Überschuss für das Geschäftsjahr 2015 beträgt 7.344,98 €. Zur Gewinnrücklage in 

Höhe von 89.960,84 € wird der ergebene Betrag in Höhe von 97.305,82 € in die neue 
Rechnung vorgetragen. 

 
3.   Der Geschäftsführung wird für das Geschäftsjahr 2015 Entlastung erteilt. 
 
Vermerk des Rechnungsprüfungsamtes: 
Der Fachbereich 2 – Rechnungsprüfung - des Landkreises Gifhorn bestätigt hiermit als gemäß 
§§ 158, 157 NKomVG zuständiges Rechnungsprüfungsamt, dass die Prüfung des 
Jahresabschlusses zum 31.12.2015 der Nahwärmenetz Wesendorf GmbH durch die 
Höweler/Rischmann und Partner mbB, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und 
Steuerberatungsgesellschaft, Braunschweig, mit seinem Einverständnis erfolgt ist. Der Bericht 
über die Jahresabschlussprüfung wurde dem Fachbereich 2 – Rechnungsprüfung – des 
Landkreises Gifhorn zugeleitet.  

                                                
5 abgedruckt auf Seite 507 dieses Amtsblattes 
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Ergänzende Feststellungen gemäß Neufassung des § 32 Absatz 2 Eigenbetriebsverordnung (Nds. 
GVBl. Nr. 2/2011, S. 21) über den Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers vom 30. Juni 2016 
hinaus ergeben sich nicht.  

Gifhorn, 05.09.2016 
 
Fachbereich 2 
- Rechnungsprüfung - 
des Landkreises Gifhorn 
Im Auftrage 
Schneider 

 
HAUPTSATZUNG DER GEMEINDE WAGENHOFF 

 
Aufgrund der §§ 10 und 12 des Nieders. Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat 
der Gemeinde Wagenhoff in seiner Sitzung am 11.11.2016 folgende Hauptsatzung beschlossen: 
 

§ 1  
Name (Bezeichnung, Rechtsstellung) 

 
(1) Die Gemeinde führt den Namen "Gemeinde Wagenhoff". 
 
(2) Die Gemeinde gehört der Samtgemeinde Wesendorf an. 
 

§ 2  
Wappen, Flagge und Dienstsiegel 

 
(1) Das Wappen der Gemeinde Wagenhoff zeigt von gold (gelb) und grün gespalten, rechts über 
einem schwarzen, achtspeichigen Wagenrad einen nach links gekehrten schwarzen, silbern (weiß) 
bewehrten Greif, links eine silberne (weiße) zweiblütige Wollgraspflanze. 
 
(2) Die Flagge trägt in Streifen die Farben Grün und Gelb und ist mit dem Wappen der Gemeinde 
Wagenhoff belegt. 
 
(3) Das Dienstsiegel enthält das Wappen der Gemeinde und die Umschrift: 
 

"Gemeinde Wagenhoff, Landkreis Gifhorn". 
 
(4) Eine Verwendung des Gemeindewappens und des Gemeindenamens zu nicht behördlichen 
Zwecken ist nur mit Genehmigung der Gemeinde zulässig. 
 

§ 3  
Wertgrenzen für Ratsaufgaben 

 
Über Verträge der Gemeinde mit Ratsmitgliedern, sonstigen Mitgliedern von Ausschüssen oder 
dem Gemeindedirektor beschließt der Rat, wenn es sich nicht um Verträge aufgrund einer 
förmlichen Ausschreibung oder um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt, deren 
Vermögenswert 1.500,-- Euro nicht übersteigt. 

 
§ 4 

Fraktionen und Gruppen im Rat 
 
(1) Fraktionen sind Zusammenschlüsse von mindestens 2 Ratsmitgliedern, die ihren Sitz in der 
Vertretung aufgrund des gleichen Wahlvorschlages erworben haben. 
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(2) Gruppen sind andersartige Zusammenschlüsse von mindestens zwei Ratsmitgliedern. 
 
(3) Auch Fraktionen können sich zu einer Gruppe zusammenschließen. Die Gruppe hat anstelle 
der beteiligten Fraktionen sämtliche Rechte und Pflichten nach dem NKomVG. 
 
(4) Fraktionen und Gruppen habe ihre Bildung, Umbildung und Auflösung sowie ihre Mitglieder 
sofort dem Bürgermeister schriftlich anzuzeigen und dabei ihren Vorsitzenden anzugeben. Der 
Bürgermeister unterrichtet unverzüglich den Rat. 

 
§ 5 

Vertreter des Bürgermeisters 
 
Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister wird beim Vorsitz im Rat und bei den Angelegenheiten 
nach § 81 (2) NKomVG durch die stellv. Bürgermeisterin oder den stellv. Bürgermeister vertreten.  
 

§ 6  
Einwohnerversammlungen 

 
(1) Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister unterrichtet die Einwohner in öffentlichen Sitzungen des 
Rates und/oder im samtgemeindlichen Mitteilungsblatt "Das Sprachrohr" über wichtige 
Angelegenheiten der Gemeinde.  
 
(2) Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister unterrichtet die Einwohner in Einwohnerversammlungen 
für die ganze Gemeinde oder für Teile des Gemeindegebietes rechtzeitig und umfassend über die 
Grundlagen, Ziele, Zwecke und Auswirkungen bei wichtigen Planungen und Vorhaben der 
Gemeinde. Dabei haben die Einwohner Gelegenheit zu Fragen und Meinungsäußerung und 
Anspruch auf Erörterung. Weitergehende Vorschriften über förmliche Beteiligungs- und 
Anhörungsverfahren bleiben unberührt. 
 

§ 7  
Beschwerden an den Rat 

 
(1) Jede Person hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit 
Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den Rat zu wenden. Der 
Bürgermeister leitet an den Rat gerichtete Eingaben sowohl an diesen als auch die sonst 
zuständige Stelle weiter. Der Rat kann die Erledigung dem Verwaltungsausschuss übertragen. Der 
Bürgermeister unterrichtet den Antragsteller über die Art der Erledigung. 
 
(2) Nicht ausdrücklich an den Rat gerichtete Anregungen oder Beschwerden erledigt die 
zuständige Stelle. Der Bürgermeister entscheidet über die Unterrichtung des Rates. 
 

§ 8  
Öffentliche Bekanntmachungen 

 
(1) Satzungen und Verordnungen werden im amtlichen Verkündungsblatt "Amtsblatt für den 
Landkreis Gifhorn" bekannt gemacht. 
 
(2) Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteile einer Satzung oder Verordnung, so kann 
die Bekanntmachung dieser Teile dadurch ersetzt werden, dass sie im Gemeindebüro der 
Gemeinde Wagenhoff während der Sprechzeiten zur Einsicht ausgelegt werden. In der Satzung 
oder Verordnung wird der Inhalt dieser Bestandteile grob umschrieben. Bei Veröffentlichung der 
Satzung oder Verordnung wird auf die Ersatzbekanntmachung mit Ort, Zeitpunkt und Dauer 
hingewiesen.  
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(3) Satzungen und Verordnungen werden neben der in Absatz 1 und 2 vorgeschriebenen Form 
außerdem nachrichtlich durch Aushang an der Gemeindetafel bekannt gemacht. 
 
(4) Sonstige Bekanntmachungen werden durch Aushang an der Gemeindetafel veröffentlicht. Die 
Dauer des Aushangs beträgt eine Woche, soweit nicht gesetzlich eine andere Frist bestimmt ist. 
 
(5) Die Gemeindetafel befindet sich in Wagenhoff, Hauptstraße 21. 
 

§ 9  
Funktionsbezeichnungen in weiblicher Form 

 
Funktionsbezeichnungen, die in dieser Hauptsatzung oder in sonstigen Bekanntmachungen oder 
Veröffentlichungen der Gemeinde in männlicher Form bezeichnet sind, werden im amtlichen 
Sprachgebrauch in der jeweils zutreffenden weiblichen oder männlichen Sprachform verwendet. 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
Diese Hauptsatzung tritt am 14. Tag nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem sie verkündet wird. 
 
Wagenhoff, den 11.11.2016 
 
Bergmann 
Bürgermeisterin 
  

I. 
 

1. Nachtragshaushaltssatzung der Gemeinde Wahrenholz 
für das Haushaltsjahr 2016 

 
Aufgrund des § 115 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der 
Gemeinde Wahrenholz in der Sitzung am 21.10.2016 folgende Nachtragshaushaltssatzung 
beschlossen: 
 

§ 1 

 

Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden  
 
  

die bisherigen 
festgesetzten 

Gesamt-
beträge 

 
 
 

-Euro- 

 
erhöht  

um 
 
 
 
 
 

-Euro- 

 
vermindert  

um 
 
 
 
 
 

-Euro- 

 
und damit der 

Gesamtbetrag des 
Haushaltsplans 

einschließlich der 
Nachträge 

festgesetzt auf 
 

-Euro- 
1 2 3 4 5 

Ergebnishaushalt     
ordentliche Erträge 2.796.800 0 0 2.796.800 
ordentliche Aufwendungen 2.796.800 0 0 2.796.800 
außerordentliche Erträge 0 0 0 0 
außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0 
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Finanzhaushalt     
Einzahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit 

2.661.700 0 0 2.661.700 

Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit 

2.582.000 14.500 0 2.596.500 

Einzahlungen für 
Investitionstätigkeit 

3.264.800 0 2.209.800 1.055.000 

Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 

2.966.500 0 912.100 2.054.400 

Einzahlungen für 
Finanzierungstätigkeit 0 900.000 0 900.000 

Auszahlungen für 
Finanzierungstätigkeit 0 0 0 0 

Nachrichtlich:      
Gesamtbetrag der Einzahlungen 
des Finanzhaushalts 

5.926.500 900.000 2.209.800 4.616.700 

Gesamtbetrag der Auszahlungen 
des Finanzhaushalts 

5.548.500 14.500 912.100 4.650.900 

 
§ 2 

 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird gegenüber der bisherigen 
Festsetzung in Höhe von 0 Euro um 900.000 Euro erhöht und damit auf 900.000 neu festgesetzt. 

 
§ 3 

 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird gegenüber der bisherigen Feststzung in 
Höhe von 2.200.000 Euro um 1.660.000 Euro vermindert und damit auf 540.000 Euro neu 
festgesetzt. 
 

§ 4 
 

Der bisherige Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite beansprucht werden dürfen, wird nicht 
verändert. 
 

§ 5 
 

Die Steuerhebesätze werden nicht geändert: 
 
Wahrenholz, den 21.10.2016 
 
Evers 
Bürgermeisterin 

II. 
 
Die vorstehende 1. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2016 wird hiermit verkündet. 
 
Die nach § 120 Abs. 2 NKomVG erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Gifhorn am 
07.11.2016 unter dem Az. 111-09-02/10-1 erteilt worden. 
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Der Nachtragshaushaltsplan liegt gem. § 114 Abs. 2 Satz 3 i. V. m. § 115 Abs. 1 Satz 2 NKomVG 
vom 05.12. bis einschließlich 13.12.2016 während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im 
Gemeindebüro sowie im Rathaus der Samtgemeinde Wesendorf öffentlich aus. 
 
Wahrenholz, den 18.11.2016 
 
Pieper 
Bürgermeister 
 
C. BEKANNTMACHUNGEN DER ZWECKVERBÄNDE 

 
Verbandsordnung 

für den Sparkassenzweckverband Gifhorn-Wolfsburg 
 
Aufgrund der §§ 21 Abs. 1 und 18 Abs. 1 des Niedersächsischen Gesetzes über die kommunale 
Zusammenarbeit (NKomZG), i.V.m. § 12 Abs. 2 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) sowie der Verordnung über 
Sparkassenzweckverbände (SpZwVerbVO), hat die Verbandsversammlung des Sparkas-
senzweckverbandes Gifhorn-Wolfsburg in ihrer Sitzung am 8. November 2016 folgende 
Verbandsordnung beschlossen: 
 

§ 1 
Verbandsmitglieder, Name, Sitz 

 
(1) Verbandsmitglieder des Zweckverbandes – im Folgenden „Verband“ genannt – sind der 
Landkreis Gifhorn und die Stadt Wolfsburg. 
 
(2) Der Verband trägt den Namen 
 
„Sparkassenzweckverband Gifhorn-Wolfsburg“. 
 
Er ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts.  
 
Der Verband hat seinen Sitz in Gifhorn und führt das dieser Verbandsordnung beigedruckte Siegel. 
 
 

(L. S.) 
 
(3) Der Verband ist Mitglied des Niedersächsischen Sparkassen- und Giroverbands, Hannover.  
 
 

§ 2 
Aufgabe, Zweck, Beteiligungsverhältnis 

 
(1) Der Verband ist Träger der Sparkasse Gifhorn-Wolfsburg (im Folgenden „Sparkasse“ genannt). 
 
(2) Der Verband haftet für die Verbindlichkeiten der Sparkasse nach Maßgabe der Vorschriften des 
Niedersächsischen Sparkassengesetzes (NSpG) in der jeweils geltenden Fassung.  
 
(3) An dem Verband sind beteiligt: 
 
der Landkreis Gifhorn zu 60 v.H. 
die Stadt Wolfsburg zu 40 v.H. 
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§ 3 
Organe 

 
Organe des Verbands sind die Verbandsversammlung und die Verbandsgeschäftsführerin oder 
der Verbandsgeschäftsführer.  
 

§ 4 
Zusammensetzung der Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsversammlung besteht aus folgenden Personen: 
 
a)  Den Hauptverwaltungsbeamtinnen oder den Hauptverwaltungsbeamten der 

Verbandsmitglieder; die Vertretung eines Verbandsmitglieds (z.B. Rat, Kreistag) kann auf 
Vorschlag der Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten abweichend 
davon eine andere Beschäftigte oder einen anderen Beschäftigten des Verbandsmitglieds in die 
Verbandsversammlung entsenden. Ist die Hauptverwaltungsbeamtin oder der 
Hauptverwaltungsbeamte eines Verbandsmitglieds ehrenamtliche Geschäftsführerin oder 
ehrenamtlicher Geschäftsführer des Verbandes, so entsendet die Vertretung des betreffenden 
Verbandsmitglieds ein anderes ihrer Mitglieder in die Verbandsversammlung. 

 
b) 13 weitere Vertreterinnen oder Vertreter, von denen der Landkreis Gifhorn 8 und die Stadt 

Wolfsburg 5 Personen entsenden. Die vorstehend genannten Vertreterinnen oder Vertreter 
müssen für die Vertretung des jeweiligen Verbandsmitglieds wählbar sein. 

 
(2) Die Stimmen der Verbandsmitglieder können nur einheitlich abgegeben werden. Die 
Stellvertretung der in Absatz 1 Buchstabe a) Satz 1 genannten Personen bestimmt das jeweilige 
Verbandsmitglied. Im Übrigen können die Vertreterinnen oder Vertreter desselben 
Verbandsmitglieds sich gegenseitig vertreten oder durch eine Ersatzperson nach Absatz 3 
vertreten werden.  
 
(3) Für die in Absatz 1 Buchstabe a) Satz 2 und Buchstabe b) genannten Vertreterinnen oder Ver-
treter können von der jeweiligen Vertretung der Verbandsmitglieder Ersatzpersonen benannt 
werden. Die Ersatzpersonen müssen ebenfalls für die Vertretung des jeweiligen Verbandsmitglieds 
wählbar sein.  
 

§ 5 
Rechtsstellung der Mitglieder der Verbandsversammlung 

 
(1) Die Vertreterinnen oder Vertreter der Verbandsmitglieder nach § 4 Abs. 1 Buchstabe a) Satz 2 
und Buchstabe b) und die Ersatzpersonen nach § 4 Abs. 3 dieser Verbandsordnung werden für die 
Dauer der allgemeinen Wahlperiode (§ 47 Abs. 2 NKomVG) entsandt; § 71 Abs. 9 Sätze 2 bis 4 
NKomVG bleibt unberührt. Nach Ablauf der allgemeinen Wahlperiode führen die Vertreterinnen 
oder Vertreter im Sinne des Satzes 1 ihre Tätigkeit bis zum Amtsantritt ihrer Nachfolgerinnen oder 
Nachfolger fort.  
 
(2) Die Mitglieder der Verbandsversammlung haben die Interessen des sie entsendenden 
Verbandsmitglieds zu verfolgen. Sie sind an die Beschlüsse der Vertretung und des 
Hauptausschusses des entsendenden Verbandsmitglieds gebunden.  
 
(3) Die Mitgliedschaft in der Verbandsversammlung erlischt, wenn die Voraussetzung der 
Entsendung nicht mehr besteht. Scheidet ein Mitglied vor Ablauf der Wahlperiode aus, so 
bestimmt das Verbandsmitglied, das die Ausscheidende oder den Ausscheidenden entsandt hatte, 
die Nachfolgerin oder den Nachfolger. Beim Ausscheiden einer Ersatzperson wird entsprechend 
verfahren. 
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§ 6 

Aufgaben der Verbandsversammlung 
 
Die Verbandsversammlung beschließt über 
 
  1. Änderungen der Verbandsordnung,  
 
  2. die Wahl ihrer oder ihres Vorsitzenden sowie der oder des stellvertretenden Vorsitzenden, 
  
  3. die Wahl der Verbandsgeschäftsführerin oder des Verbandsgeschäftsführers sowie der    
      Stellvertreterin oder des Stellvertreters, 
 
  4.  die Bestimmung einer anderen Person i.S.d. § 8 Abs. 2 S. 3 dieser Verbandsordnung, 
 
  5.  den Erlass, die Änderung und Aufhebung von Satzungen, 
 
  6.  die Berufung der Mitglieder des Verwaltungsrats, 
 
  7.  die Zustimmung zur Bestellung und Abberufung der Mitglieder des Vorstands, 
 
  8.  die Zustimmung zur Ernennung und zur Abberufung der oder des Vorsitzenden des Vorstands 
       und ihrer oder seiner Stellvertreterin oder ihres oder seines Stellvertreters, 
 
  9.  die Erteilung der Entlastung gegenüber dem Verwaltungsrat, 
 
10.  die Beschlussfassung über die Verwendung ausgeschütteter Überschüsse der Sparkasse, 
 
11.  die Zustimmung zu der vom Verwaltungsrat der Sparkasse beschlossenen Aufnahme stiller   

Einlagen als haftende Eigenmittel, 
 
12.  die Zusammenlegung der Sparkasse mit einer anderen Sparkasse und/oder die Übertragung 

der Trägerschaft auf einen anderen Träger, 
 
13.  die Auflösung der Sparkasse, 
 
14.  sonstige Angelegenheiten, über die nach den Vorschriften des Niedersächsischen 

Kommunalverfassungsgesetzes die Vertretung oder der Hauptausschuss beschließt. 
 
Die Beschlüsse nach Nr. 1, 12 und 13 bedürfen einer qualifizierten Mehrheit von drei Vierteln der 
Mitglieder der Verbandsversammlung. 

 
§ 7 

Sitzungen der Verbandsversammlung, Vorsitz in der Verbandsversammlung 
 
(1) In der ersten Sitzung nach Beginn der allgemeinen Wahlperiode (§ 47 Abs. 2 NKomVG) wählt 
die Verbandsversammlung unter der Leitung des ältesten anwesenden, hierzu bereiten Mitglieds 
aus ihrer Mitte eine Vertreterin oder einen Vertreter eines Verbandsmitglieds für die restliche 
Dauer der allgemeinen Wahlperiode zur Vorsitzenden oder zum Vorsitzenden der 
Verbandsversammlung. Nach Ablauf der allgemeinen Wahlperiode führt die oder der Vorsitzende 
der Verbandsversammlung sowie die oder der stellvertretende Vorsitzende der 
Verbandsversammlung ihre oder seine Tätigkeit bis zur Wahl einer Nachfolgerin oder eines 
Nachfolgers fort. Die Verbandsversammlung beschließt über die Vertretung der oder des 
Vorsitzenden der Verbandsversammlung. 
 



ABL Nr. 11/2016 

495 

(2) Die oder der Vorsitzende der Verbandsversammlung lädt die Mitglieder der 
Verbandsversammlung schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung zu den Sitzungen der 
Verbandsversammlung ein. Die Ladungsfrist beträgt eine Woche. Die oder der Vorsitzende stellt 
im Benehmen mit der Verbandsgeschäftsführerin oder dem Verbandsgeschäftsführer die 
Tagesordnung auf; die Verbandsgeschäftsführerin oder der Verbandsgeschäftsführer kann die 
Aufnahme bestimmter Beratungsgegenstände verlangen. Zeit, Ort und Tagesordnung der  
öffentlichen Sitzungen sind bekannt zu machen. Für den Ausschluss der Öffentlichkeit gilt  
§ 64 NKomVG entsprechend. 
 
(3) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn nach ordnungsgemäßer Ladung die 
anwesenden Vertreterinnen und Vertreter der Verbandsmitglieder mehr als die Hälfte der 
gesamten Stimmenzahl der Verbandsversammlung erreichen. Die oder der Vorsitzende der 
Verbandsversammlung stellt die Beschlussfähigkeit zu Beginn der Sitzung fest.  
 
(4) Beschlüsse werden mit der Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden Stimmen gefasst. Jedes 
Mitglied der Verbandsversammlung hat eine Stimme; § 4 Abs. 2 S. 1 sowie die §§ 12 und 13 
dieser Verbandsordnung bleiben unberührt. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. Es 
wird offen abgestimmt; die Verbandsversammlung kann in einer Geschäftsordnung abweichende 
Bestimmungen treffen. Bei Wahlen findet § 67 NKomVG entsprechende Anwendung. 
 
(5) Über den wesentlichen Inhalt der Verhandlungen ist eine Niederschrift zu fertigen. Aus ihr muss 
ersichtlich sein, wann und wo die Sitzung stattgefunden hat, wer an ihr teilgenommen hat, welche 
Gegenstände verhandelt, welche Beschlüsse gefasst und welche Wahlen vorgenommen worden 
sind. Die Abstimmungs- oder Wahlergebnisse sind festzuhalten. Jedes Mitglied der 
Verbandsversammlung kann verlangen, dass in der Niederschrift festgehalten wird, wie es 
gestimmt hat; dies gilt nicht bei geheimer Stimmabgabe. Die Niederschrift ist von der Vorsitzenden 
oder dem Vorsitzenden der Verbandsversammlung, der Verbandsgeschäftsführerin oder dem 
Verbandsgeschäftsführer und der Protokollführerin oder dem Protokollführer zu unterzeichnen. Die 
Verbandsversammlung beschließt in der nächsten Sitzung über die Genehmigung der 
Niederschrift.  
 
(6) Der oder dem Vorsitzenden der Verbandsversammlung obliegt die repräsentative Vertretung 
des Zweckverbands.  
 

§ 8 
Verbandsgeschäftsführung, Vertretung des Verbands 

 
(1) Die ehrenamtliche Verbandsgeschäftsführerin oder der ehrenamtliche Verbandsgeschäftsführer 
wird von der Verbandsversammlung aus dem Kreis der Hauptverwaltungsbeamtinnen oder 
Hauptverwaltungsbeamten der Verbandsmitglieder bzw. eines anderen Bediensteten nach § 4 
Absatz 1 Buchstabe a) für die Dauer der Amtszeit der Hauptverwaltungsbeamtin bzw. des 
Hauptverwaltungsbeamten gewählt. Die Verbandsgeschäftsführerin oder der 
Verbandsgeschäftsführer und die Stellvertreterin oder der Stellvertreter führen die Geschäfte nach 
Ablauf der Amtszeit bis zur Wahl einer Nachfolgerin oder eines Nachfolgers weiter; eine 
Stellvertreterin oder ein Stellvertreter bei einem vorzeitigen Ausscheiden der 
Verbandsgeschäftsführerin oder des Verbandsgeschäftsführers bis zur Wahl einer Nachfolgerin 
oder eines Nachfolgers der Verbandsgeschäftsführerin bzw. des Verbandsgeschäftsführers. 
 
(2) Die Verbandsgeschäftsführerin oder der Verbandsgeschäftsführer vertritt den Verband in 
Rechts- und Verwaltungsgeschäften sowie in gerichtlichen Verfahren. Erklärungen, durch die der 
Verband verpflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform. Sie sind, sofern sie nicht gerichtlich 
oder notariell beurkundet werden, nur rechtsverbindlich, wenn sie von der 
Verbandsgeschäftsführerin oder dem Verbandsgeschäftsführer und von der oder dem 
Vorsitzenden der Verbandsversammlung oder einer anderen von der Verbandsversammlung 
bestimmten Person handschriftlich unterzeichnet wurden oder von ihr oder ihm in elektronischer 
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Form mit der dauerhaft überprüfbaren qualifizierten elektronischen Signatur versehen sind. Die 
Sätze 2 und 3 gelten nicht für Geschäfte der laufenden Verwaltung.  
 
(3) Der Verbandsgeschäftsführerin oder dem Verbandsgeschäftsführer obliegen: 
 
1. Die Vorbereitung und die Ausführung der Beschlüsse der Verbandsversammlung, 
 
2. die Erfüllung der ihr oder ihm von der Verbandsversammlung übertragenen Aufgaben, 
 
3. die Führung der Geschäfte der laufenden Verwaltung. Die Verbandsversammlung kann sich    
    jedoch im Einzelfall die Beschlussfassung vorbehalten. 
 
(4) Die Verbandsgeschäftsführerin oder der Verbandsgeschäftsführer sowie die Stellvertreterin 
oder der Stellvertreter der Verbandsgeschäftsführerin oder des Verbandsgeschäftsführers dürfen 
der Verbandsversammlung nicht angehören. Sie oder er nimmt an den Sitzungen der 
Verbandsversammlung teil und ist auf Verlangen zu den Gegenständen der Tagesordnung zu 
hören. Zur Teilnahme an den Sitzungen der Verbandsversammlung ist auch die Stellvertreterin 
oder der Stellvertreter der Verbandsgeschäftsführerin oder des Verbandsgeschäftsführers 
berechtigt. Für die Mitglieder des Vorstands der Sparkasse gelten die Sätze 1 und 2 entsprechend. 
 
(5) Die Verbandsgeschäftsführerin oder der Verbandsgeschäftsführer und die Stellvertreterin oder 
der Stellvertreter erhalten eine Aufwandsentschädigung gemäß der Entschädigungssatzung für 
den Sparkassenzweckverband. 
 

§ 9 
Verwaltung des Verbands; Deckung des Aufwands 

 
(1) Rechnungsjahr des Verbands ist das Kalenderjahr. 
 
(2) Der Verwaltungsaufwand und die sonstigen Kosten des Verbands werden von der Sparkasse 
getragen. Dementsprechend wird nach den für Sparkassenzweckverbände geltenden 
sparkassenrechtlichen Bestimmungen auf den Erlass einer Haushaltssatzung, die mehrjährige 
Finanzplanung und die Jahresrechnung sowie die Bestimmung des zuständigen 
Rechnungsprüfungsamts verzichtet.  
 
(3) Wird der Verband für die Verbindlichkeiten der Sparkasse in Anspruch genommen (§ 2 Abs. 2) 
oder erbringt er nach den geltenden sparkassenrechtlichen Bestimmungen Leistungen an die 
Sparkasse, so ist eine Verbandsumlage zu erheben. Die Höhe des Umlagebetrags für das 
einzelne Verbandsmitglied richtet sich nach seinem Anteil (§ 2 Abs. 3). 
 

§ 10 
Aufwandsentschädigung, Ersatz für Auslagen und Verdienstausfall 

 
Die Mitglieder der Verbandsversammlung erhalten eine Aufwandsentschädigung sowie Ersatz für 
Auslagen und Verdienstausfall gemäß der Entschädigungssatzung. 
 

§ 11 
Verwendung der Jahresüberschüsse 

 
Die Anteile des Reingewinns, die von der Sparkasse an den Verband abgeführt werden, werden 
unter den Verbandsmitgliedern nach dem Beteiligungsverhältnis aufgeteilt. Die 
Verbandsversammlung kann hiervon einstimmig abweichende Beschlüsse fassen. 
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§ 12 

Aufnahme neuer Verbandsmitglieder 
 
Die Aufnahme neuer Verbandsmitglieder ist nur durch Änderung der Verbandsordnung möglich.  
 

§ 13 
Änderung der Verbandsordnung, Auflösung des Zweckverbands, Zusammenlegung der 

Sparkasse, Übertragung der Trägerschaft 
 
(1) Beschlüsse über Änderungen der Verbandsordnung, die Auflösung des Verbands, die 
Zusammenlegung der Sparkasse mit einer anderen Sparkasse oder die Übertragung der 
Trägerschaft auf einen anderen Träger bedürfen einer Mehrheit von drei Vierteln der Mitglieder der 
Verbandsversammlung. Der Beschluss über die Auflösung des Verbandes bedarf zu seiner 
Wirksamkeit der Zustimmung aller Verbandsmitglieder. § 60 VwVfG findet entsprechende 
Anwendung. Die Auflösung wird frühestens mit der aufsichtsbehördlichen Genehmigung eines 
Wechsels der Trägerschaft an der Zweckverbandssparkasse nach § 1 Abs. 2 NSpG oder einer 
Auflösung der Zweckverbandssparkasse nach § 31 Abs. 3 NSpG wirksam.  
 
(2) Die Abwicklung des Verbandes obliegt der Verbandsgeschäftsführerin oder dem 
Verbandsgeschäftsführer. Bis zur Beendigung der Abwicklung gilt der Verband als fortbestehend, 
soweit der Zweck der Abwicklung es erfordert. Das nach Erfüllung sämtlicher Verbindlichkeiten 
verbleibende Vermögen fällt an die Verbandsmitglieder nach ihrem Beteiligungsverhältnis und ist 
von diesen für gemeinnützige Zwecke zu verwenden. 
 

§ 14 
Kündigung 

 
Ein Verbandsmitglied kann den Zweckverband nur aus wichtigem Grund und nur unter Einhaltung 
einer Frist von zwei Jahren zum Ende eines Kalenderjahres kündigen. Mit dem Wirksamwerden 
der Kündigung ist der Verband aufgelöst. § 13 Abs. 1 S. 4 und Abs. 2 dieser Verbandsordnung 
findet Anwendung. 

 
§ 15 

Gleichstellungsbeauftragte 
 

Die Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten des Verbandes werden von der 
Gleichstellungsbeauftragten des Landkreises Gifhorn wahrgenommen. 
 

§ 16 
Bekanntmachungen 

 
Bekanntmachungen des Verbandes erfolgen, soweit es sich um Änderungen der 
Verbandsordnung oder den Erlass oder die Änderung von Satzungen handelt, im Amtsblatt für den 
Landkreis Gifhorn und im Amtsblatt der Stadt Wolfsburg, im Übrigen in der Aller-Zeitung, Gifhorner 
Rundschau, Wolfsburger Nachrichten, Wolfsburger Allgemeine Zeitung und im  
Isenhagener Kreisblatt.  
 

§ 17 
Inkrafttreten der Verbandsordnung, Außerkrafttreten der Zweckverbandssatzung 

 
(1) Diese Verbandsordnung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
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(2) Gleichzeitig tritt die Verbandsordnung vom 13. November 2014 außer Kraft.  
 
Gifhorn, 8. November 2016 
 
[Hinweis: Die beschlossene Verbandsordnung ist der Kommunalaufsichtsbehörde beim 
Niedersächsischen Ministerium für Inneres und Sport anzuzeigen (§§ 17 Abs. 2, 20 NKomZG).] 
 
D. SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN 
 
Friedhofsgebührenordnung (FGO) 
 
für den Friedhof 
der Ev.-luth. Kirchengemeinde Wahrenholz in Wahrenholz. 
 
Gemäß § 5 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher Friedhöfe 
(Friedhofsrechtsverordnung) vom 13. November 1973 (Kirchl. Amtsbl. 1974 S. 1) und § 30 der 
Friedhofsordnung hat der Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchengemeinde Wahrenholz für den 
Friedhof in Wahrenholz am 21.09.2016 folgende Friedhofsgebührenordnung beschlossen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sowie für sonstige in § 6 aufgeführte 
Leistungen der Friedhofsverwaltung werden Gebühren nach dieser Gebührenordnung erhoben. 

 
§ 2 

Gebührenschuldner 
 
(1) Gebührenschuldner der Benutzungsgebühr ist 
 
1.  wer die Bestattung oder sonstige gebührenpflichtige Leistung nach dieser Ordnung 

beantragt oder durch ihm zurechenbares Verhalten ausgelöst hat, 
2.  wer das Nutzungsrecht an einer Grabstätte erworben oder verlängert hat, 
3.  wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwaltung durch schriftliche Erklärung 

übernommen hat oder wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 
 
(2) Gebührenschuldner der Verwaltungsgebühr ist 
 
1.  wer die Verwaltungshandlung veranlasst oder in wessen Interesse sie vorgenommen wird, 
2.  wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwaltung durch schriftliche Erklärung 

übernommen hat oder wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 
 
(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 
 

§ 3 
Entstehen der Gebührenschuld 

 
(1) Bei Grabnutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld bereits mit der Begründung des 
Nutzungsrechtes für die gesamte Nutzungsdauer der Grabstätte oder bereits mit der Verlängerung 
des Nutzungsrechtes für den Zeitraum der gesamten Verlängerung der Grabstätte. 
 
(2) Bei sonstigen Benutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit der Inanspruchnahme der 
jeweiligen gebührenpflichtigen Leistung. 
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(3) Bei Verwaltungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit der Vornahme der 
Verwaltungshandlung. 
 

§ 4 
Festsetzung und Fälligkeit 

 
(1) Die Heranziehung zu Gebühren erfolgt durch schriftlichen Bescheid. Die Gebühren sind 
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 
 
(2) Die Friedhofsverwaltung kann die Benutzung des Friedhofes untersagen und Leistungen 
verweigern, sofern ausstehende Gebühren nicht entrichtet worden sind oder eine entsprechende 
Sicherheit nicht geleistet ist. 
 
(3) Rückständige Gebühren werden im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. 
 

§ 5 
Säumniszuschläge, Kosten, Einziehung rückständiger Gebühren 

 
(1) Werden Gebühren nicht bis zum Ablauf des Fälligkeitstages entrichtet, so ist für jeden 
angefangenen Monat der Säumnis ein Säumniszuschlag von 1 % des abgerundeten rückständigen 
Gebührenbetrages zu entrichten; abzurunden ist auf den nächsten durch 50 Euro teilbaren Betrag. 
 
(2) Für schriftliche Mahnungen sind die entstandenen Portokosten durch den Gebührenschuldner 
oder die Gebührenschuldnerin zu erstatten. 
 
(3) Rückständige Gebühren, Säumniszuschläge sowie Kosten nach Absatz 2 werden im 
Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. Die Kosten der Vollstreckung hat der 
Vollstreckungsschuldner oder die Vollstreckungsschuldnerin zu tragen. 
 

§ 6 
Gebührentarif 

 
I. Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an Grabstätten: 
 
1. Reihengrabstätte: 
 
a) für Personen über 5 Jahre für 30 Jahre:                                          430,00 € 
b) für Kinder bis zu 5 Jahren für 20 Jahre:                       200,00 € 
 
2. Wahlgrabstätte: 
 
a) für 30 Jahre - je Grabstelle- :                            570,00 €  
b) für jedes Jahr der Verlängerung, je Grabstelle:                                19,00 € 
 
3. Urnenreihengrabstätte: 

für 30 Jahre, je Grabstelle:             345,00 € 
 
4. Urnenwahlgrabstätte: 
 
a) für 30 Jahre - je Grabstelle - :                          390,00 € 
b) für jedes Jahr der Verlängerung, je Grabstelle:                        13,00 € 
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5. Rasenreihengrabstätte, Erdbestattung 
 
    a) Erdbestattung:               430,00 € 
    b) für den Stein:            -tatsächlich anfallende Kosten- 
    c) für die Pflege:               410,00 € 
 
6. Rasenreihengrabstätte, Erdbestattung 
 
    a) Erdbestattung:               345,00 € 
    b) für den Stein:            -tatsächlich anfallende Kosten- 
    c) für die Pflege:               350,00 € 
 
 
7. Zusätzliche Bestattung einer Urne in einer bereits belegten Wahl- oder Urnenwahlgrabstätte 

gemäß § 11 Absatz 5 der Friedhofsordnung: 
 
a) eine Gebühr gemäß Nummer 8 zur Anpassung an die neue Ruhezeit und 
 
 b) eine Gebühr gemäß Abschnitt II. Nummer 2. 
 
8.  Für jedes Jahr des Wiedererwerbs oder der Verlängerung von Nutzungsrechten (gem. § 13 

Absatz 2 FO) ist für jedes Jahr, um das das Nutzungsrecht verlängert wird, 1/30 (einzusetzen ist 
die Jahreszahl aus Nummern 2 oder 4) der Gebühren nach Nummern 2 und 4 zu entrichten. 

 
Wiedererwerbe und Verlängerungen von Nutzungsrechten sind nur in vollen Kalenderjahren 
möglich. 
 
Die Gebühr für den Erwerb, Wiedererwerb und die Verlängerung des Nutzungsrechtes wird für die 
gesamte Nutzungszeit im Voraus erhoben. 
 
II. Gebühren für die Bestattung: 
 
Für das Ausheben und Verfüllen der Gruft: 
 
Für eine Erdbestattung : 
 a) Bei Verstorbenen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr           220,00 € 
 b) Bei Verstorbenen ab 6. Lebensjahr            300,00 € 
 
 2. Für eine Urnenbestattung                         150,00 € 
 
III. Gebühren für die Genehmigung der Errichtung oder Änderung von  
 Grabmalen und für die Prüfung der Standsicherheit von Grabmalen 
 
1.  für die Genehmigung zur Errichtung oder Änderung:                       60,00 € 
 
2.  für die laufende Überprüfung des Standsicherheit während  
 der Dauer des Nutzungsrechts (hierunter fallen nicht liegende Grabmale)               75,00 € 
    
3. für laufende Überprüfung der Standsicherheit (hierunter fallen 
 nicht liegende Grabmale) bei der Verlängerung von Nutzungsrechten, 
 für jedes Jahr der Verlängerung                           2,50 € 
  
IV. Gebühr für die Benutzung der Leichenkammer / Friedhofskapelle: 
 
1. Gebühr für die Benutzung der Leichenkammer 
    je Sarg pro Tag:                                                                    36,00  € 
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2. Gebühr für die Benutzung der Friedhofskapelle 
    a) je Trauerfeier:                                                                  260,00 €      
    b) für Reinigung:                 47,00 €    
                                             
V. Sonstige Gebühren   
 
    a) Abräumen vor Ablauf des Nutzungsrechtes:                      120,00 € 
    b) Pflegekosten je Jahr und Grabstelle:              17,00 € 
    c) Entsorgung der Kränze und des Blumenschmucks nach einer Bestattung:         70,00 € 
 

§ 7 
 
Leistungen, für die kein Gebührentarif vorgesehen ist, werden von der Friedhofsverwaltung nach 
dem jeweiligen Aufwand berechnet. 
 

§ 8 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
(1) Diese Friedhofsgebührenordnung tritt nach ihrer Genehmigung am Tage nach der öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft. 
 
(2) Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsgebührenordnung treten alle vorherigen 
Friedhofsgebührenordnungen außer Kraft. 
 
Wahrenholz, den 21.09.2016 
  
Der Kirchenvorstand: 
 
(L. S.) 
 
L. U. Kremer                                           A. Mischnik 
Vorsitzender:     Kirchenvorsteherin: 
 
Die vorstehende Friedhofsgebührenordnung wird hiermit gemäß § 66 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5, 
Absätze 2 und 5 der Kirchengemeindeordnung kirchenaufsichtlich genehmigt. 
 
Der Kirchenkreisvorstand: 
 
(L. S.) 
 
Pfannschmidt                                  S. Baucke 
Vorsitzende:     Kirchenkreisvorsteherin: 
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Amtliche Bekanntmachung der Wolfsburger Entwässerungsbetriebe 
 
1. öffentliche Verwaltungsratssitzung der Wolfsburger Entwässerungsbetriebe am Freitag, 
25.11.2016, 14:00 Uhr, in der Pumpenwerkstatt der WEB-Betriebsstätte Oebisfelder Straße, 
Oebisfelder Straße 1, 38448 Wolfsburg 
 
Tagesordnung: 
 
1. Feststellung der Beschlussfähigkeit und der ordnungsgemäßen Ladung 
2. Feststellung der Tagesordnung 
3. Gebührenkalkulation 2017 für die Abwasserbeseitigung im Gebiet der Stadt Königslutter am 

Elm 
4. 1. Nachtragssatzung zur Satzung zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für die 

Abwasserbeseitigung in der Stadt Königslutter am Elm (Abwassergebührensatzung Stadt 
Königslutter) vom 14.12.2015 

5. Satzung über die Abwasserbeseitigung und den Anschluss an die öffentliche 
Abwasserbeseitigungsanlage der Wolfsburger Entwässerungsbetriebe im Stadtgebiet 
Wolfsburg (Abwasserbeseitigungssatzung Wolfsburg) 

6. Satzung über die Abwasserbeseitigung auf dem Gebiet der Stadt Königslutter am Elm 
(Abwasserbeseitigungssatzung Königslutter am Elm) 

7. Satzung über die Abwasserbeseitigung auf dem Gebiet der Samtgemeinde Boldecker Land 
(Abwasserbeseitigungssatzung Boldecker Land) 

8. Mitteilungen und Anfragen 
9. Unterrichtung der Presse 
 
Der Vorsitzende des Verwaltungsrates 
 
Werner Borcherding 
Erster Stadtrat 
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